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1. Einleitung 

1.1 Hamburg auf dem Weg zur Nachhaltigkeitsstrategie 
Nachhaltige Entwicklung ist weniger ein Erkenntnis- als ein Steuerungsproblem. Obwohl 
mit den 17 Zielen für nachhaltige Entwicklung (Sustainable Development Goals – SDGs) 
seit 2015 ein international anerkannter Orientierungsrahmen vorliegt, bleibt deren Um-
setzung in der politischen und administrativen Praxis durch hohe Komplexität, vielfältige 
Zielkonflikte und Fragmentierung aufgrund von institutioneller Arbeitsteilung und Zustän-
digkeit geprägt.  

Nachhaltigkeit als regulative Leitidee ist dabei als Querschnittsthema par excellence zu 
verstehen: Mit den Dimensionen Ökologie, Soziales und Ökonomie berührt sie nahezu 
alle Lebensbereiche und damit nahezu alle Felder staatlichen Handelns. Die Herausfor-
derung liegt folglich nicht primär in der weiteren Ausdifferenzierung von Zielen, sondern 
in der Fähigkeit, diese unter realen Entscheidungsbedingungen kohärent, wirksam und 
verbindlich umzusetzen. 

Mit dem Voluntary Local Review (VLR) 2023 hat Hamburg eine zentrale Grundlage für 
eine systematische Verankerung der SDGs in der Stadt geschaffen. Der VLR liefert mit 107 
Kennzahlen zur Messung nachhaltiger Entwicklung ein Indikatorensystem für eine daten-
basierte Bestandsaufnahme von Nachhaltigkeit.1 Im Jahr 2024 ersuchte die Bürgerschaft 
den Hamburger Senat, diese und weitere Aktivitäten in eine kohärente Dachstrategie zu 
überführen, die durch ambitionierte Zielgrößen und neue Steuerungsinstrumente über 
eine reine Berichterstattung hinausgehen soll.2  

Der Zwischenbericht zum Umsetzungsstand aus dem November 2025 dokumentiert 
den aktuellen Fortschritt dieses Prozesses, der insbesondere durch eine innovative, KI-
gestützte Analyse von rund 40.000 Dokumenten sowie Beteiligungsformate geprägt ist 
und in der für Ende 2026 geplanten Verabschiedung der finalen Strategie münden soll. Die 
geplante Hamburger Nachhaltigkeitsstrategie wird dort als behördenübergreifende 
Dachstrategie beschrieben, die darauf abzielt, bestehende Aktivitäten zu bündeln, 
messbare Ziele zu definieren und neue Impulse für eine zukunftsfähige Entwicklung der 
Stadt zu setzen. Sie orientiert sich maßgeblich an den 17 globalen Nachhaltigkeitszie-
len (SDGs) der Vereinten Nationen und wird auf Grundlage bestehender Programme und 
Initiativen entwickelt, die zur SDG-Erreichung beitragen. Die Strategie soll konkrete Ziel-
setzungen und Indikatoren festlegen,* um auf diese Weise Fortschritte einer nachhalti-
gen Entwicklung (basierend auf dem Voluntary Local Review) durch die Hamburger Politik 
und Verwaltung kontrollier- und damit steuerbar zu machen.3 

 
* Im Ausblick heißt es: „Mit der geplanten Veröffentlichung der Hamburger Nachhaltigkeitsstrategie im Jahr 
2026 wird ein verbindlicher und zukunftsweisender Rahmen geschaffen, der die bisherigen Aktivitäten 
bündelt, neue Impulse setzt und konkrete Zielsetzungen sowie Indikatoren für die kommenden Jahre fest-
legt.“ 
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1.2 Die Herausforderung: Zielkonflikte und „Querschnittlichkeit“ im 
Ressortprinzip 
Mit dieser Entwicklung verschiebt sich der Fokus von der Analyse und Formulierung zur 
Umsetzung. Gerade hier zeigt sich jedoch die zentrale strukturelle Herausforderung: Die 
für die SDGs relevanten Themen sind über eine Vielzahl von Fachbehörden verteilt und 
folgen einer administrativen Logik, die durch das Ressortprinzip geprägt ist. Dieses Prin-
zip organisiert Verantwortung primär entlang sektoraler Zuständigkeiten und ist damit nur 
begrenzt auf die Bearbeitung querschnittlicher, komplexer Problemstellungen der Nach-
haltigkeit ausgelegt.  

Gleichzeitig entstehen zwischen ökologischen, sozialen und ökonomischen Zielsetzun-
gen systematisch Zielkonflikte, die nicht endgültig auflösbar, sondern nur dauerhaft aus-
zubalancieren sind. Beispiele hierfür sind etwa Spannungsverhältnisse im urbanen Raum 
zwischen Wohnraumentwicklung und Flächenschutz, zwischen wirtschaftlicher Nutzung 
und Lebensqualität von Anwohner:innen oder zwischen unterschiedlichen, entgegenlau-
fenden Anforderungen an die Flächennutzung durch unterschiedliche Mobilitätsformen 
im Verkehr. 

Das Ausweichen oder die Ignoranz gegenüber solchen Zielkonflikten kann zu unrealisti-
schen Zielversprechen und politisch-administrativen Steuerungsdefiziten führen. Wer-
den diese Zielkonflikte nicht explizit benannt und aktiv bearbeitet, besteht die Gefahr, 
dass Fortschritte in einzelnen Bereichen auf Kosten anderer Nachhaltigkeitsdimensionen 
erzielt werden. Dies kann nicht nur die Wirksamkeit von Maßnahmen untergraben, son-
dern auch langfristig zu Vertrauensverlust in politische Steuerungsfähigkeit führen. Vor 
diesem Hintergrund wird die Fähigkeit, Zielkonflikte sichtbar zu machen, auszuhandeln 
und institutionell zu verarbeiten, zu einer zentralen Voraussetzung für eine erfolgreiche 
Nachhaltigkeitspolitik. 

Die Umsetzung der Hamburger Nachhaltigkeitsstrategie ist daher in erster Linie eine 
Governance-Herausforderung. Gefragt sind Strukturen, die eine effektive horizontale Ko-
ordination zwischen Fachbehörden ermöglichen, vertikale Abstimmungen zwischen po-
litischen Entscheidungsebenen, Verwaltung und Bezirken sicherstellen und gleichzeitig 
eine kontinuierliche Steuerung im Prozess entlang der Phasen von Planung, Umsetzung, 
Kontrolle und Nachsteuerung gewährleisten. Governance verstehen wir in diesem Zu-
sammenhang deshalb pragmatisch als Gesamtheit von Steuerungsarrangements, in de-
nen geregelt ist, wie Entscheidungen vorbereitet, getroffen, umgesetzt und überprüft wer-
den – und wie dann auf eventuelle (Ziel-)Abweichungen reagiert wird. 

Vor diesem Hintergrund untersucht das vorliegende Konzeptpapier im Auftrag des Nach-
haltigkeitsforum Hamburgs verschiedene Governance-Ansätze – Strukturelle Ansätze wie 
Stabsstellen und ressortübergreifende Strukturen, und Governance-Instrumente wie Re-
allabore aus der experimentellen Governance und den Ansatz der Doughnut-Ökonomie – 
auf ihre Eignung zur Umsetzung der Hamburger Nachhaltigkeits-strategie. Das 
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Konzeptpapier basiert auf einer umfangreichen Recherche zu aktuellen Strukturen in der 
Hamburger Verwaltungslandschaft und internationalen Beispielen sowie acht flankieren-
den Interviews mit Expert:innen aus der Verwaltung und deren Umfeld. Es folgt dazu einer 
dreistufigen Logik:  

 

Im Zentrum steht die Frage, welche Strukturen und Instrumente besonders geeignet sind, 
unter den Bedingungen der aktuellen administrativen Arbeitsteilung sowohl Politikkohä-
renz als auch Verbindlichkeit und Wirksamkeit zu erhöhen und gleichzeitig die Komplexi-
tät nachhaltiger Entwicklung stärker handhabbar zu machen. Die Einschätzung der Struk-
turen und Instrumente erfolgt entlang von fünf zentralen Kriterien, die für eine effektive 
und effiziente Umsetzung als maßgeblich angesehen werden können: 

(1) Wirksamkeit im Sinne nachweisbarer Verbesserungen nachhaltiger Entwicklung, 
(2) Verbindlichkeit hinsichtlich der tatsächlichen Umsetzung politischer Entscheidun-

gen, 
(3) Politikkohärenz als Fähigkeit zur Abstimmung zwischen unterschiedlichen Politikfel-

dern und Akteuren, auch bei Zielkonflikten, 
(4) Beschleunigung von Entscheidungs- und Umsetzungsprozessen sowie 
(5) Umsetzbarkeit unter den gegebenen institutionellen, finanziellen und politischen 

Rahmenbedingungen. 

Ziel ist es, die jeweiligen Stärken und Schwächen unterschiedlicher Governance-Ansätze 
systematisch herauszuarbeiten und darauf aufbauend Ansatzpunkte für eine kombinierte 
und kontextspezifische Ausgestaltung von wirkungsvollen Governance-Strukturen für die 
Hamburger Nachhaltigkeitsstrategie zu identifizieren.  

Ausgehend von einer Bestandsaufnahme bestehender Strukturen der Stadt Hamburg zur 
Bearbeitung behördenübergreifender Querschnittsthemen werden im nächsten Schritt 
die vier ausgewählten Governance-Ansätze systematisch analysiert und bewertet. Nach 
einer zusammenfassenden Gegenüberstellung werden darauf aufbauend abschließend 
zwei kombinierte Umsetzungsoptionen skizziert – eine eher pragmatische, an bestehen-
den Strukturen anknüpfende Variante sowie ein ambitionierterer Ansatz mit stärkerer 
strategischer Verankerung der Nachhaltigkeitsziele im „Kerngeschäft“ der zentralen poli-
tischen Steuerung. 
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1.3 Hintergrund – Die UN-Nachhaltigkeitsziele, die Hamburger Behör-
denlandschaft und die Handhabung von Querschnittsthemen 
Ausgangspunkt sind zwei Perspektiven: Zum einen die 17 Nachhaltigkeitsziele der Verein-
ten Nationen (SDGs) als inhaltlicher Orientierungsrahmen und die Themen der Hambur-
ger Fachbehörden, zum anderen die bestehende Handhabung von Querschnittsthemen 
innerhalb der Hamburger Verwaltungsstruktur. Ein Blick auf die Internetpräsenzen der Se-
natskanzlei und elf Fachbehörden der Freien und Hansestadt Hamburg zeigt, dass The-
men mit Bezug zu einer nachhaltigen Entwicklung in allen Bereichen der Verwaltung ver-
ankert sind. 4 Die Federführung für das Thema Nachhaltigkeit liegt bei der BUKEA. 

Keine der Behörden ist demnach vollständig „außen vor“, zugleich unterscheiden sich 
Umfang und Intensität der Betroffenheit deutlich zwischen den einzelnen Behörden in 
Hamburg. Die Verwaltungsstruktur folgt einer Logik fachlicher Zuständigkeit, während die 
SDGs problemorientiert und grundsätzlich „querschnittlich“ angelegt sind. 

Ein schneller, oberflächlicher Abgleich der Zuständigkeiten und Aufgabenverteilung mit 
den 17 Nachhaltigkeitszielen (SDGs) verdeutlicht dabei drei strukturelle Merkmale: 

 

Abbildung 1: Die 17 Nachhaltigkeitsziele der Vereinten Nationen 

Die SDGs verlaufen quer zur bestehenden Behördenstruktur. Einzelne Nachhaltig-
keitsziele betreffen mehrere Behörden gleichzeitig (z.B. SDG 11, 13, 16 und 17), während 
umgekehrt einzelne Behörden zu einer Vielzahl unterschiedlicher SDGs beitragen (z.B. 
BWAI SDG 4, 7, 8, 9, 12, 13; Sozialbehörde SDG 1, 3, 5, 10; BUKEA SDG 2, 4, 6, 7, 9, 11, 
12, 13, 14, 15, 17). Es entsteht somit kein eindeutiges Zuordnungsverhältnis, sondern ein 
dichtes Netz an Überschneidungen. 

Diese thematische Überlagerung kann zu einem hohen Bedarf an ressortübergreifen-
der Abstimmung führen. Viele Fragestellungen lassen sich nicht innerhalb einzelner Zu-
ständigkeiten bearbeiten, sondern erfordern koordinierte Beiträge mehrerer Behörden mit 
unterschiedlichen Perspektiven und Zielsetzungen (z.B. bei Fragen zum nachhaltigen 
Wirtschaften mindestens die BWAI und die BUKEA). 
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Die SDGs selbst bilden Zielkonflikte zwischen verschiedenen Dimensionen nur un-
zureichend ab.5 Die Ziele stehen nebeneinander und machen unterschiedliche Dimen-
sionen einer nachhaltigen Entwicklung sicht- und messbar (z.B. Wirtschaftswachstum in 
SDG 8 und Klima- und Naturschutz in SDGs 13, 14, 15), enthalten dabei aber keinen Me-
chanismus, um entstehende Zielkonflikte systematisch zu priorisieren, auszuhandeln 
oder aufzulösen. Diese spezifische Abwägungs- und Integrationsleistung muss daher im 
Rahmen einer geeigneten Governance-Struktur erfolgen. 

Bei der Umsetzung einer SDG-basierten Nachhaltigkeitsstrategie stellt sich deshalb die 
Frage, wie Politik und Verwaltung mit der damit verbundenen „Querschnittlichkeit“ um-
gehen können. Da die SDGs nicht entlang der bestehenden Ressortlogik organisiert sind, 
sind in der Umsetzung systematisch mehrere Behörden direkt und indirekt tangiert.  

Die Art und Weise, wie diese Überschneidungen innerhalb der Verwaltungsstruktur 
grundsätzlich bearbeitet werden können, lässt sich anhand von bestehenden Quer-
schnittsthemen und ihrer institutionellen Verankerung nachvollziehen. Exemplarisch 
ausgewählt wurden hier die Themen Klimaschutz und Klimaanpassung, Gleichstellung, 
die Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention und Digitalisierung. Diese bereits 
existierenden Steuerungsmodelle bilden einen sinnvollen Ausgangspunkt, um die Her-
ausforderung „Querschnittlichkeit“ vor dem Hintergrund der Hamburger Verwaltungs-
landschaft besser zu verstehen. Tabelle 1 auf der folgenden Seite zeigt diese Vorgehens-
weisen im Überblick. Im Folgenden werden diese deshalb kurz beschrieben, um mögliche 
Ansatzpunkte für eine Nachhaltigkeitsgovernance Hamburgs zu identifizieren.†  

Die aktuelle Handhabung von Querschnittsthemen in der Hamburger Behördenland-
schaft zeigt, dass bereits eine Vielzahl ressortübergreifender Strukturen sowie Stabsstel-
len- und Beauftragtenmodelle eingesetzt werden. Diese dienen dazu, die in den zugrunde 
liegenden Strategien, Programmen und Plänen formulierten Ziele innerhalb der Verwal-
tung behördenübergreifend umzusetzen und zu koordinieren. 

Grundsätzlich lassen sich dabei unterschiedliche Governance-Logiken erkennen. Wäh-
rend einige Politikfelder durch eine ausgeprägte zentrale Steuerung charakterisiert wer-
den können, beruhen andere stärker auf dezentraler Eigenverantwortung der Fachbehör-
den und werden primär über Koordination, Berichtspflichten und Monitoring zusammen-
geführt. 

 
† Es geht an dieser Stelle dabei explizit nicht um eine qualitative Einschätzung oder Bewertung der einzel-
nen Steuerungsmodelle (dies kann und will dieses Papier nicht leisten), sondern um eine konzeptionelle 
Orientierung für die späteren Empfehlungen. Das bedeutet auch, dass die inhaltlichen Unterschiede der 
Themen, z.B. erhoffte und avisierte Effizienzsteigerungen durch Nutzung digitaler Innovationen, nicht Teil 
der Betrachtung war. 
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Tabelle 1: Aktuelle Handhabung von Querschnittsthemen in der Hamburger Verwaltung 
 

Zentrale Steuerung, dezent-
ral umgesetzt 

           Kontinuum           →  Dezentrale Planung und Um-
setzung, zentral abgefragt 

Governance-
Merkmal 

Digitalisierung Klimaschutz Klimaanpassung Gleichstellung UN-BRK (Inklusion) 

Gesetzliche 
Grundlage 

Hamburgisches Verwal-
tungsdigitalisierungsgesetz 
(HmbVwDiG) 

Hamburgisches Klima-
schutzgesetz (HmbKliSchG) 

Bundes-Klimaanpassungs-
gesetz (KAnG) sowie Hmb-
KliSchG (§ 1) 

Grundgesetz (Art. 3), Ham-
burger Verfassung, Hmb-
GleiG und HmbGremBG 

UN-Behindertenrechtskon-
vention, HmbBGG und 
HmbGGbM 

Strategie / 
Konzept 

Digitalstrategie für Hamburg Hamburger Klimaplan (2. 
Fortschreibung) 

Strategie zur Anpassung 
Hamburgs an den Klimawan-
del 

Gleichstellungspolitisches 
Rahmenprogramm (GPR) 

Hamburger Landesaktions-
plan (LAP) zur Umsetzung 
der UN-BRK 

Strategische 
Leitung & 
Steuerung 

Das Amt für IT und Digitali-
sierung (ITD) in der Senats-
kanzlei steuert zentral; der 
Chief Digital Officer (CDO) 
führt den Vorsitz in Kern-Gre-
mien. 

Die BUKEA hat die fachbe-
hördliche Hauptverantwor-
tung; Leitstelle Klima (LSK) 
entwickelt Strategie weiter 
und koordiniert zwischen Be-
hörden; die Senatskommis-
sion für Klimaschutz und 
Mobilitätswende steuert die 
Umsetzung des Klimaplans.  

Die BUKEA führt fachlich; 
die Stabsstelle Klimafol-
genanpassung/ RISA koor-
diniert die Strategie behör-
denübergreifend. 

Die BWFG ist federführend; 
der Senat hat das Gleich-
stellungspolitische Rah-
menprogramm (GPR) als 
festes Arbeitsprogramm ver-
ankert. 

Die Lenkungsgruppe der 
Staatsrätinnen und Staats-
räte steuert den Prozess in 
Kooperation mit der Senats-
koordination und der LAG. 

Zentrale Gre-
mien & Netz-
werke 

Steuerungsgremium Digita-
lisierung (Staatsräte), Digi-
tal Management Board 
(DMB) und Transformation 
Board. 

Der Klimabeirat (Wissen-
schaft) berät den Senat; die 
AG Klimaplan sichert die 
behördenübergreifende Ab-
stimmung. 

Interdisziplinäre Arbeits-
gruppen lösen Nutzungs-
konflikte; der KlimaCampus 
Hamburg vernetzt Wissen-
schaft und Politik. 

Arbeitskreise zu spezifischen 
Themen (z. B. Gremienbeset-
zung); regelhafte fachliche 
Treffen mit den Bezirksäm-
tern. 

Jährliche Treffen der Staats-
räte-Lenkungsgruppe mit der 
LAG; Netzwerk der behördli-
chen Focal Points. 
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Operative 
Umsetzung 

Fachbehörden und Bezirks-
verwaltung (unterstützt 
durch die Stabsstelle 
DIT/BA, mittlerweile FB Amt 
7) setzen Vorhaben um; 
Dataport fungiert als IT-
Dienstleister. 

Sektorverantwortliche 
Fachbehörden und Bezirks-
ämter (auf operativer Ebene) 
sowie öffentliche Unterneh-
men. 

Dezentral durch Fachbe-
hörden, Bezirke (lokale 
Maßnahmen) und öffentli-
che Unternehmen (eigene 
Strategien). 

Jede Fachbehörde und je-
des Senatsamt identifiziert 
Handlungsbedarfe; Dienst-
stellen erstellen alle 4 Jahre 
Gleichstellungspläne 
(GSP). 

Jede Behörde ist für ihren 
Bereich selbst verantwort-
lich; Focal Points und Inklu-
sionsbeauftragte treiben 
die Umsetzung vor Ort voran. 

Rolle der Be-
zirke 

Operative Umsetzung von 
Digitalvorhaben; koordinie-
rende Unterstützung durch 
die Stabsstelle DIT/BA, 
mittlerweile FB Amt 7. 

Transfer der Inhalte auf Be-
zirksebene; Erstellung eige-
ner Integrierter Klimaschutz-
konzepte (IKK). 

Erstellung bezirklicher 
Klimaanpassungskonzepte 
auf Basis der gesamtstädti-
schen Strategie. 

Zentrale Schnittstelle vor Ort 
(z. B. Häuser der Jugend); 
Anwendung von Gender 
Mainstreaming bei RISE. 

Benennung von Focal 
Points; Umsetzung lokaler 
Maßnahmen (z. B. barriere-
freier Parkzugang). 

Wichtige 
Governance-
Instrumente 

Zentrales Digitalisierungs-
Budget; Digitalstrategi-
sches Portfolio (DSP) zur 
transparenten Projektsteue-
rung; Federführungsprinzip. 

CO2-Monitoring (Top-down 
& Bottom-up) sowie das Kli-
maschutzgesetz als ver-
bindlicher Rahmen. 

Das Klimainformationssys-
tem (KIS) als Datenbasis; 
Berücksichtigungsgebot im 
Klimaschutzgesetz. 

Gender Mainstreaming-
Prinzip; die Gleichstellungs-
wirksame Haushaltssteue-
rung (GWHS) bindet Finan-
zen an Ziele. 

Der Landesaktionsplan 
(LAP); das Kompetenzzent-
rum für ein barrierefreies 
Hamburg berät Behörden. 

Zentrale / 
dezentrale 
Budgets 

Zentral gesteuertes Digitali-
sierungs-Budget durch das 
ITD in der Senatskanzlei. 

Mischmodell: Zentrales Pro-
gramm (ZP) Hamburger Kli-
maplan und dezentrale Mit-
tel der Behörden. 

Zentral: Eigenständiges Pro-
dukt „ZP Klimaanpassung“ 
(ab 2025 separat veran-
schlagt). 

Dezentrale Verantwortung 
der Ressorts; Steuerung 
über GWHS-Kennzahlen im 
Haushalt. 

Dezentral: Die Verantwor-
tung für Maßnahmen und de-
ren Finanzierung liegt bei je-
der Behörde selbst. 

Legende: 
BLAU = Ressortübergreifende Strukturen 
GRÜN = Stabsstelle (o.Ä) 
LILA = Beratende, z.T. externe Stelle 
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Ein vergleichsweise stark zentralisiertes Steuerungsmodell zeigt sich insbesondere im 
Bereich Digitalisierung. Die strategische Steuerung liegt hier beim Amt für IT und Digita-
lisierung (ITD) in der Senatskanzlei. Ergänzend übernimmt der Chief Digital Officer (CDO) 
eine zentrale koordinierende Rolle innerhalb eines gestuften Gremiensystems. Zu den 
zentralen Steuerungsstrukturen zählen insbesondere das Steuerungsgremium Digitali-
sierung auf Staatsräteebene, das Digital Management Board (DMB) sowie das Transfor-
mation Board. Charakteristisch für dieses Modell ist die vergleichsweise enge Verbindung 
von strategischer Prioritätensetzung, zentraler Budgetsteuerung und standardisierten 
Steuerungsverfahren. So erfolgt die Finanzierung zentral über ein Digitalisierungsbudget 
des ITD, während Instrumente wie das Digitalstrategische Portfolio (DSP) Transparenz 
über Projekte und Umsetzungsstände herstellen sollen. Die operative Umsetzung ver-
bleibt dennoch bei den Fachbehörden und Bezirksverwaltungen, unterstützt unter ande-
rem durch die bezirkliche Koordinationsstruktur DIT/BA beziehungsweise das heutige 
Fachamt Amt 7 sowie durch Dataport als zentralen IT-Dienstleister. Insgesamt kombiniert 
die Digitalisierungsgovernance damit starke zentrale Steuerung mit dezentraler Umset-
zung innerhalb klar definierter organisatorischer Rahmenbedingungen. 6 

Auch im Bereich Klimaschutz bestehen relativ starke zentrale Steuerungsstrukturen, al-
lerdings mit stärker fachpolitischem Zuschnitt. Die fachbehördliche Hauptverantwortung 
liegt bei der BUKEA, in der die Leitstelle Klima (LSK) die Weiterentwicklung des Hamburger 
Klimaplans sowie die ressortübergreifende Abstimmung koordiniert. Ergänzend über-
nimmt die Senatskommission für Klimaschutz und Mobilitätswende eine politische Steu-
erungs- und Priorisierungsfunktion. Flankiert wird dies durch weitere Abstimmungs- und 
Beratungsgremien wie die behördenübergreifende Arbeitsgruppe Klimaplan sowie den 
wissenschaftlichen Klimabeirat. Im Unterschied zur Digitalisierung erfolgt die Umsetzung 
jedoch deutlich stärker entlang sektoraler Fachzuständigkeiten. Die Maßnahmen des 
Hamburger Klimaplans werden überwiegend durch die jeweils zuständigen Fachbehör-
den, Bezirksämter und öffentlichen Unternehmen umgesetzt. Gleichzeitig besteht mit 
dem Hamburgischen Klimaschutzgesetz (HmbKliSchG) ein verbindlicher gesetzlicher 
Rahmen. Hinzu kommen umfangreiche Monitoringinstrumente, insbesondere das CO₂-
Monitoring im Top-down- und Bottom-up-Verfahren. Auch finanziell zeigt sich ein Misch-
modell aus zentralen Programmmitteln – etwa über das Zentrale Programm Hamburger 
Klimaplan – sowie dezentralen Haushaltsmitteln der Fachressorts. 7 

Die Governance der Klimaanpassung weist demgegenüber eine stärker koordinierende 
und netzwerkartige Struktur auf. Zwar liegt auch hier die fachliche Federführung bei der 
BUKEA, die ressortübergreifende Steuerung erfolgt jedoch primär über koordinierende 
Einheiten und interdisziplinäre Abstimmungsprozesse. Zentral ist insbesondere die 
Stabsstelle Klimafolgenanpassung beziehungsweise der RISA-Prozess, über den unter-
schiedliche Fachperspektiven zusammengeführt werden. Ergänzend existieren interdis-
ziplinäre Arbeitsgruppen zur Bearbeitung konkreter Nutzungskonflikte sowie wissen-
schaftliche Kooperationsstrukturen wie der KlimaCampus Hamburg. Charakteristisch für 
die Klimaanpassung ist dabei die hohe sektorübergreifende Betroffenheit nahezu aller 
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Verwaltungsbereiche. Entsprechend scheint weniger eine hierarchische Steuerung als 
vielmehr die kontinuierliche Abstimmung zwischen unterschiedlichen Fachpolitiken im 
Vordergrund zu stehen. Wichtige Governance-Instrumente sind insbesondere gemein-
same Daten- und Wissensgrundlagen wie das Klimainformationssystem (KIS) sowie das 
Berücksichtigungsgebot im Klimaschutzgesetz. Auch die Bezirke übernehmen hier eine 
wichtige Rolle, etwa durch die Erstellung eigener Klimaanpassungskonzepte auf Grund-
lage der gesamtstädtischen Strategie. 8 

Deutlich stärker dezentral organisiert sind hingegen die Bereiche Gleichstellungspolitik 
und Inklusion. In beiden Feldern setzt die zentrale Ebene vor allem normative und strate-
gische Rahmenbedingungen, während die konkrete Umsetzung weitgehend innerhalb der 
einzelnen Fachbehörden, Bezirke und nachgelagerten Einrichtungen erfolgt. 

Im Bereich Gleichstellung basiert die Governance insbesondere auf dem Zusammen-
spiel gesetzlicher Grundlagen – etwa Art. 3 Grundgesetz, der Hamburger Verfassung, dem 
Hamburgischen Gleichstellungsgesetz (HmbGleiG) und dem Hamburgischen Gremien-
besetzungsgesetz (HmbGremBG) – sowie strategischer Programme wie dem Gleichstel-
lungspolitischen Rahmenprogramm (GPR). Die BWFG übernimmt hierbei die federfüh-
rende Koordination. Charakteristisch ist jedoch, dass die Umsetzung weitgehend dezent-
ral organisiert bleibt: Fachbehörden und Senatsämter identifizieren eigene Handlungsbe-
darfe und erstellen Gleichstellungspläne. Behördenübergreifende Kohärenz wird vor al-
lem über Arbeitskreise, fachliche Abstimmungen sowie die Gleichstellungswirksame 
Haushaltssteuerung (GWHS) hergestellt. Letztere stellt eine besonders interessante Ver-
bindung von Haushaltssteuerung und Querschnittspolitik dar, da sie Gleichstellungsziele 
mit Kennzahlen und Finanzsteuerung verknüpft. Insgesamt beruht die Steuerungswirkung 
jedoch weniger auf hierarchischer Durchsetzung als auf verbindlichen Berichtspflichten, 
Monitoring und normativer Rahmensetzung. 9 

Ein ähnliches Muster zeigt sich im Bereich Inklusion bzw. der Umsetzung der UN-Be-
hindertenrechtskonvention (UN-BRK). Die strategische Grundlage bilden hier insbeson-
dere die UN-BRK selbst, das Hamburgische Behindertengleichstellungsgesetz 
(HmbBGG), das Hamburgische Gesetz zur Gleichstellung behinderter Menschen 
(HmbGGbM) sowie der Hamburger Landesaktionsplan (LAP). Die Umsetzung erfolgt weit-
gehend dezentral durch die einzelnen Behörden und Bezirke. Unterstützt wird dies durch 
behördliche Focal Points und Inklusionsbeauftragte, die innerhalb der Verwaltung als de-
zentrale Schnittstellen fungieren und die Umsetzung vor Ort begleiten. Ergänzend beste-
hen koordinierende und Monitoring-Strukturen auf zentraler Ebene, etwa die Staatsräte-
Lenkungsgruppe, die Senatskoordinatorin sowie die Landesarbeitsgemeinschaft (LAG). 
Wichtige Governance-Instrumente sind insbesondere Monitoring- und Berichtssysteme 
sowie beratende Unterstützungsstrukturen wie das Kompetenzzentrum für ein barriere-
freies Hamburg. Im Unterschied zu stärker hierarchisch gesteuerten Politikfeldern ent-
steht Steuerungswirkung hier primär über Vernetzung, Berichtspflichten, fachliche Be-
gleitung und kontinuierliche Sensibilisierung innerhalb der Verwaltung. 10 
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Insgesamt zeigt sich damit, dass die Hamburger Verwaltung bereits auf ein breites Spekt-
rum unterschiedlicher Governance-Formen für Querschnittsthemen zurückgreift. Diese 
reichen von eher zentral und strategisch gesteuerten Modellen – wie im Bereich Digitali-
sierung oder teilweise im Klimaschutz – bis hin zu stärker netzwerk-, koordinations- und 
monitoringsorientierten Ansätzen wie in der Klimaanpassung, Gleichstellungspolitik, 
oder der Inklusion. Gemeinsam ist ihnen, dass zentrale strategische Rahmensetzung mit 
dezentraler fachlicher Umsetzung verbunden wird. Unterschiede bestehen jedoch insbe-
sondere hinsichtlich der institutionellen Verankerung, der Verbindlichkeit, der Budget-
steuerung, der Rolle ressortübergreifender Gremien sowie der Intensität zentraler Koordi-
nation. Die bestehenden Strukturen zeigen damit zugleich unterschiedliche mögliche An-
knüpfungspunkte für die Weiterentwicklung einer integrierten Nachhaltigkeitsgovernance 
in Hamburg auf. 

 

2. Vier Governance-Ansätze für die Umsetzung der 
Hamburger Nachhaltigkeitsstrategie 
In diesem Abschnitt werden die vier vom Nachhaltigkeitsforum Hamburg vorausgewähl-
ten Governance-Ansätze systematisch analysiert und gegenübergestellt. Ziel ist es, ihre 
jeweiligen Funktionslogiken, Stärken und Grenzen im Kontext der wirkungsvollen Umset-
zung der Nachhaltigkeitsstrategie herauszuarbeiten. 

Die Darstellung erfolgt in drei Schritten:  

1. Zunächst werden die Ansätze in ihrer konzeptionellen Ausgestaltung beschrieben, 
ihre jeweilige Rolle entlang des Governance-Prozesses von Planung, Umsetzung, Kon-
trolle und Nachsteuerung eingeordnet, und, soweit möglich, durch praktische Bei-
spiele ergänzt.  

2. Anschließend erfolgt eine vergleichende Bewertung entlang der fünf zu Beginn ge-
nannten zentralen Kriterien Wirksamkeit, Verbindlichkeit, Politikkohärenz, Beschleu-
nigung und Umsetzbarkeit. 

3. Den Abschluss bildet eine zusammenfassende Übersicht, die die zentralen Stärken 
und Schwächen der Ansätze für die Umsetzung der Nachhaltigkeitsstrategie verdich-
tet darstellt. Diese dient als Grundlage für den folgenden Abschnitt, in dem mögliche 
Kombinationen und ein sinnvolles Zusammenwirken der Ansätze im Gesamtprozess 
der Strategieumsetzung skizziert werden. 
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2.1 Sustainability Offices als Stabsstellen für Nachhaltigkeit 
Stabsstellen als Sustainability Offices sind Einheiten innerhalb öffentlicher Verwaltun-
gen, die die strategische Koordination und Steuerung von Nachhaltigkeitsthemen über-
nehmen. Sie dienen insbesondere dazu, komplexe Sachverhalte zu bündeln, organisati-
onseinheiten- oder ressortübergreifende Abstimmung zu koordinieren und Entschei-
dungsprozesse fachlich vorzubereiten.11 Die Benennung von Beauftragten kann als eine 
Vorstufe zur Etablierung einer Stabsstelle angesehen werden, um Zuständigkeit und da-
mit Verantwortung für ein Thema innerhalb der Verwaltung, aber außerhalb der regulären 
Linienorganisation zu etablieren. 

Stabsstellen bestehen typischerweise aus relativ kleinen (z. T. interdisziplinär zusam-
mengesetzten) Teams, die über spezialisierte Expertise verfügen, und können sowohl 
zentral in der Nähe einer Leitungsfunktion als auch dezentral angesiedelt werden. Inhalt-
lich fungieren sie als Schnittstelle zwischen verschiedenen Ressorts, Ämtern, Dezerna-
ten oder Abteilungen innerhalb der Verwaltung und der politischen Ebene sowie manch-
mal externen Akteuren aus Zivilgesellschaft, Wissenschaft und Wirtschaft. Häufig über-
nehmen sie zudem zentrale Aufgaben im Bereich des Monitorings, etwa die Koordination 
strategischer Programme, die Nachverfolgung von Indikatoren oder die Erstellung von Be-
richten. Darüber hinaus können sie in begrenztem Umfang auch eigene Projekte außer-
halb der Linienorganisation durchführen. 

Typischerweise sind sie außerhalb der Linienorganisation angesiedelt und verfügen damit 
über keine formalen Weisungsrechte gegenüber anderen Organisationseinheiten. Ihre 
Wirkung entfalten sie über fachliche Expertise, ihre Nähe zur Leitungsebene sowie ihre 
Funktion als koordinierende und beratende Schnittstelle zwischen verschiedenen Akteu-
ren. 

Stabsstellen übernehmen dabei vor allem übergeordnete Koordinations-, Analyse- und 
Unterstützungsfunktionen entlang des gesamten Governance-Prozesses, wie im Folgen-
den knapp zusammengefasst: 

Planung | Koordination, inhaltliche Aufbereitung und strategische Entscheidungsvorbe-
reitung; aber keine eigenständige Weisungsbefugnis zur Einwirkung auf Entscheidungen 
in der Linie 

Umsetzung | Begleitung und Unterstützung; Umsetzung erfolgt primär durch Fachres-
sorts; eigene Umsetzung in Ausnahmefällen (z. B. eigene Projekte außerhalb der Linie) 

Kontrolle | Zentrale Rolle im Monitoring, in der Indikatorenauswertung und im Soll-Ist-
Vergleich; schafft Transparenz über Zielerreichung 

Nachsteuerung | Erarbeitung von Handlungsempfehlungen auf Basis von Analysen; 
wiederum entscheidungsvorbereitend ohne eigene Durchsetzungsmacht 
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Umsetzung 

Sustainability Offices als Stabsstellen folgen in der Verwaltung dem etablierten Prinzip, 
Querschnittsthemen organisatorisch zwischen politischer Steuerung und fachlicher Um-
setzung zu verankern. Während die politische Zielsetzung weitgehend auf Regierungs-
ebene erfolgt und die Umsetzung in den Fachbehörden und auf Ebene der Ebene liegt, 
unterstützen Stabsstellen die Kohärenz von Strategien über Abteilungsgrenzen hinweg. 
Gerade bei Querschnittsthemen wie Nachhaltigkeit werden deshalb Stabsstellen häufig 
genutzt, da bestehende Linienstrukturen ressortübergreifende Abstimmung und inte-
grierte Steuerung nur begrenzt ermöglichen. 

In der Hamburger Verwaltungslandschaft zeigt sich dieses Prinzip in einer Vielzahl funkti-
onal ähnlicher, aber unterschiedlich stark mit Personal und Ressourcen ausgestatteten 
Strukturen, die die unterschiedliche Querschnittsthemen in den Behörden und Bezirken 
bearbeiten. 

Dazu zählen etwa die Leitstelle Klima als zentrale Koordinationseinheit des Klimaschut-
zes, die Stabsstelle Klimafolgenanpassung im Rahmen des RISA-Prozesses sowie wei-
tere koordinierende Einheiten im Kontext von Nachhaltigkeit (u.a. auch die aktuelle 
Stabsstelle Nachhaltigkeit in der BUKEA). Zur Verankerung des Klimaschutzes in den 
Hamburger Bezirken wird auch vornehmlich auf das Modell Stabsstelle zurückgegriffen, 
wenn auch mit unterschiedlicher organisatorischer Anbindung (z.T. auf Leitungsebene 
der Bezirksämter, z.T. auch in Fachdezernaten).12 Im Bereich Inklusion übernehmen Focal 
Points und Inklusionsbeauftragte eine ähnliche, aber vornehmlich dezentrale Rolle ein, 
indem sie die Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention in ihren jeweiligen Behör-
den und Ämtern begleiten. Für die Digitalisierung übernimmt das Amt für IT und Digitali-
sierung (ITD) in Verbindung mit dem CDO sowie dem gestuften Gremiensystem eine ver-
gleichbare zentrale Steuerungs- und Koordinationsfunktion, allerdings mit deutlich höhe-
rer institutioneller und personeller Ausstattung als klassische Stabsstellenmodelle. Er-
gänzend zeigt auch die Universität Hamburg mit einem explizit so benannten Sustaina-
bility Office eine institutionelle Ausprägung dieses Modells im Wissenschaftsbereich.13 

Diese Beispiele verdeutlichen, dass sowohl zentrale als auch dezentrale Stabsstellen- 
und Beauftragtenmodelle in Hamburg nicht nur administrative Ergänzungsstrukturen 
sind, sondern zentrale Bausteine einer horizontal vernetzten Governance zur Umsetzung 
der Querschnittsthemen. Sie stabilisieren die Zusammenarbeit zwischen den verschie-
denen Fachämtern, übersetzen strategische Ziele der rahmengebenden Gesetze, Strate-
gien und Programme in verwaltungspraktische Koordination und tragen dazu bei, Quer-
schnittsthemen mit ihren Zielen dauerhaft in der Verwaltung zu verankern.  

Einschätzung 

Bezogen auf die avisierte Umsetzung der Nachhaltigkeitsstrategie liegt die zentrale 
Stärke von Stabsstellen in der ressortübergreifenden Koordination, der strategischen 
Vorbereitung von Entscheidungen sowie der systematischen Aufbereitung von 
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Zielkonflikten. Stabsstellen sind organisatorisch relativ einfach einzurichten, anschluss-
fähig an bestehende Verwaltungsstrukturen und etablierte Zuständigkeiten. 

Gleichzeitig bleibt ihre Wirkung auf Entscheidungen jedoch strukturell begrenzt, da sie 
außerhalb der Linienorganisation angesiedelt und damit auf die Aufnahme ihrer Vor-
schläge durch politische oder administrative Leitungsebenen angewiesen sind. Häufig 
entfalten sie deshalb nur eine geringe Steuerungswirkung und bleiben vielfach auf Ana-
lyse-, Kommunikations- und Berichtsfunktionen beschränkt. Eine zentrale Erfolgsbedin-
gung für Stabsstellen ist demnach die Höhe ihrer hierarchischen Aufhängung und das 
Mandat ihrer Leitungsebene. Stabsstellen lösen auf diese Weise häufig ein Sichtbar-
keits- und Koordinationsproblem, jedoch nur eingeschränkt ein Verbindlichkeits- und 
Durchsetzungsproblem.  

Während zentrale Sustainability Offices vor allem strategische Koordinations- und Steu-
erungsfunktionen übernehmen, dienen dezentrale Nachhaltigkeitsbeauftragte oder klei-
nere Stabsstellen innerhalb einzelner Fachbehörden insbesondere der fachlichen Ver-
ankerung und behördeninternen Koordination von Nachhaltigkeitsthemen im jeweiligen 
Zuständigkeitsbereich. Die Benennung von Nachhaltigkeitsbeauftragten kann dabei die 
niedrigschwellige Vorstufe oder Ergänzung zu stärker institutionalisierten Stabsstellen 
bilden. Solche dezentralen Ansprechpersonen übernehmen typischerweise Koordina-
tions-, Sensibilisierungs- und Übersetzungsfunktionen innerhalb einzelner Behörden 
oder Organisationseinheiten und tragen dazu bei, Nachhaltigkeitsaspekte frühzeitig in 
fachliche Prozesse einzubringen. Ihre Wirkung hängt – wie die der zentralen Stabsstellen 
auch – neben einer bedarfsgerechten Ressourcenausstattung stark von Mandat und in-
stitutioneller Einbindung ab. 

Einen Überblick über die Einschätzung von zentralen Sustainability Offices entlang der 
fünf Kriterien bietet Tabelle 2. Die Einschätzung bezieht sich dabei primär auf zentral an-
gesiedelte Stabsstellen mit strategische Koordinierungsfunktion. Dezentrale Nachhaltig-
keitsbeauftragte und kleinere Stabsstellen erfüllen demgegenüber stärker unterstüt-
zende, sensibilisierende und verwaltungsinterne Koordinationsaufgaben. 

Tabelle 2: Einschätzung der Sustainability Offices (Stabsstellen) 

Kriterium Hohe Aufhängung (mit Mandat) Niedrige Aufhängung (ohne Mandat) 

(1) Wirksamkeit Potenziell hoch – Einfluss auf Ent-
scheidungen durch Nähe zur Leitung 
und strategische Vorbereitung 

Niedrig – Zumeist beschränkt auf Ana-
lyse und Empfehlungen, kaum Einfluss 
auf tatsächliche Entscheidungen 

(2) Verbindlichkeit Mittel – Wirkung über Leitung vermittel-
bar, aber keine eigene Durchsetzung 

Niedrig – Empfehlungen bleiben unver-
bindlich 

(3) Politikkohärenz Hoch – Ressortübergreifende Perspek-
tive und systematische Aufbereitung 
von Zielkonflikten möglich 

Niedrig – Fachlich möglich, aber geringe 
Wirkung in der Umsetzung 
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(4) Beschleuni-
gung 

Mittel – Bessere Vorbereitung kann Ent-
scheidungsprozesse effizienter und da-
mit schneller machen 

Niedrig – Zusätzlicher Abstimmungsauf-
wand ohne Entscheidungseinfluss 

(5) Umsetzbarkeit Mittel – Erfordert politische Priorisie-
rung und ausreichende Ressourcen 

Hoch – Organisatorisch leicht einzurich-
ten, da große Ähnlichkeit zu und geringe 
Eingriffe in bestehende Strukturen (vgl. 
aktuelle Nutzung in HH) 

 

Insgesamt kann davon ausgegangen werden, dass Stabsstellen insbesondere dort wirk-
sam (im Sinne von einflussreich auf Entscheidungen) sein können, wo sie eng an die Ent-
scheidungs- und Leitungsebene angebunden sind und über ein klares Mandat ihrer Lei-
tung verfügen. Um Nachhaltigkeit dauerhaft in Verwaltungsprozessen zu verankern, er-
scheint daher eine Kombination aus zentraler Koordinierung und dezentraler Verankerung 
durch Ansprechpersonen in den Fachbehörden und Bezirken notwendig und sinnvoll. 
Eine vollständig ausdifferenzierte Stabsstellenstruktur in sämtlichen Behörden und Bezir-
ken könnte jedoch erhebliche zusätzliche Abstimmungs- und Koordinationsaufwände er-
zeugen.  

 

2.2 Ressortübergreifende Strukturen: Arbeitsgruppen, Gremien, 
Ausschüsse 
Ressortübergreifende Strukturen dienen der horizontalen Koordination zwischen unter-
schiedlichen Behörden. Als Arbeitsgruppe, Gremium oder Ausschuss etc. bringen sie Ver-
treter:innen verschiedener Politikfelder und Behörden auf Senats-, Lenkungs- oder Ar-
beitsebene zusammen, um gemeinsam Entscheidungen (u. a. auch im Bereich Nachhal-
tigkeit) vorzubereiten, abzustimmen oder bei entsprechender Kompetenz direkt zu tref-
fen. 

Ressortübergreifende Strukturen adressieren das Koordinationsproblem nachhaltiger 
Entwicklung damit nicht primär über zentrale Expertise, sondern über geregelte Aushand-
lungs- und Abstimmungsprozesse zwischen den beteiligten individuellen Ressorts. Diese 
Strukturen können stark in ihrer konkreten Ausgestaltung variieren, denn die horizontale 
Koordination kann auf unterschiedlichen Ebenen erfolgen (Politische Entscheidungs-
ebene als höchste Ebene, innerbehördliche Lenkungsebenen und Arbeitsebene). Typi-
scherweise umfassen sie regelmäßige Treffen zwischen Vertreter:innen verschiedener 
Fachressorts, teilweise eine zentrale Koordination durch eine übergeordnete Stelle sowie 
die Bildung themenspezifischer Arbeitsgruppen. Je nach konkreter Ausgestaltung können 
diese Strukturen deshalb rein koordinierend wirken oder auch verbindliche Entscheidun-
gen vorbereiten oder treffen. 

Die Rolle von ressortübergreifenden Strukturen lässt sich in unserem skizzenhaften Über-
blick über den Governance-Prozess wie folgt zusammenfassen: 
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Planung | Koordination und Abstimmung zwischen Ressorts; je nach Ebene oder Man-
dat auch entscheidungstreffend, sonst eher entscheidungsvorbereitend 

Umsetzung | Indirekte Einwirkung nur über beteiligte Ressorts; auf höheren Ebenen wie-
derum keine eigene Umsetzungskapazität 

Kontrolle | Gemeinsames Monitoring und Bewertung von Fortschritten 

Nachsteuerung | Initiierung der Entwicklung von Anpassungsmaßnahmen, bei Ent-
scheidungsbefugnis auch Beauftragung dieser Maßnahmen, ggf. mit politischer Rück-
kopplung 

Ziel dieser Strukturen ist insbesondere die Verbesserung der Politikkohärenz zwischen 
Ressorts sowie die Bearbeitung von Zielkonflikten, die sich aus unterschiedlichen fach-
politischen Logiken ergeben (z. B. Klimaschutz, Wirtschaft, Verkehr oder Stadtentwick-
lung). 

Umsetzung 

Wie die Analyse der aktuellen Handhabung von Querschnittsthemen gezeigt hat, sind res-
sortübergreifende Strukturen bereits in einer Vielzahl und in verschiedenen Varianten in 
der Hamburger Politik- und Verwaltungslandschaft vorhanden, und je nach Thema unter-
schiedlich ausgestaltet. Charakteristisch ist dabei ein Kontinuum der Ansätze zwischen 
zentraler Steuerung (Top-down) und einer vor allem dezentral gesteuerten Umsetzung in 
den Behörden und Bezirken (Bottom-up). Ergänzt wird dies durch formal verankerte Koor-
dinationsgremien, verbindliche Rechtsrahmen sowie daten- und abfragegestützte Steue-
rungs- und Monitoringinstrumente. 

Ressortübergreifende Koordination erfolgt in allen Feldern über dauerhafte Gremien, 
standardisierte Abstimmungsprozesse und ähnliche Abfrage- oder Monitoringlogiken. 
Die Bezirke fungieren dabei systematisch als zentrale Übersetzungsinstanz zwischen ge-
samtstädtischer Strategie und lokaler Umsetzung. Gleichzeitig zeigen sich Unterschiede 
in der Steuerungsintensität: Während Digitalisierung und Klimaschutz stark zentralisiert 
über Budgets, Programme und Senatskommissionen gesteuert werden, sind Gleichstel-
lung und Inklusion stärker nach dem Prinzip des Mainstreaming in alle Behörden hinein 
dezentralisiert, bei gleichzeitig verbindlichen Rahmenprogrammen. 

Klimaschutz und Klimaanpassung sind die am stärksten formalisierten Querschnitts-
systeme mit ausgeprägter Zentralsteuerung.14 Auf der Entscheidungsebene werden beide 
Themen durch den Senat und die zuständige Senatskommission15 politisch gesteuert, 
während die BUKEA die fachliche Gesamtverantwortung trägt. Die Lenkungsebene ist 
durch ressortübergreifende Koordinationsstrukturen wie die AG Klimaplan und interdis-
ziplinäre Arbeitsgruppen geprägt, die Zielsetzungen operationalisieren, Abstimmungen 
sichern und Konflikte zwischen Sektoren bearbeiten. Ergänzt wird dies durch eine wissen-
schaftliche Begleitung (Hamburger Klimabeirat), die die strategische Steuerung evidenz-
basiert absichern soll. Auf der Arbeitsebene sind die Fachbehörden, Bezirke, Ämter und 
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öffentlichen Unternehmen für die Umsetzung verantwortlich, wobei insbesondere über 
verpflichtende Konzepte auf Bezirksebene (Integrierte Klimaschutzkonzepte bzw. Klima-
anpassungskonzepte) eine klare vertikale Durchsteuerung in die Fläche erfolgt.16 

Die Digitalisierung folgt dem im Vergleich am stärksten zentralisierten Steuerungsmo-
dell. Auf der Entscheidungsebene liegt die Verantwortung beim Senat sowie zentral beim 
Amt für IT und Digitalisierung in der Senatskanzlei und dem CDO, die über strategische 
Prioritäten, Standards und das zentrale Digitalbudget entscheiden. Die Lenkungsebene 
ist durch ein ausgeprägtes Gremiensystem geprägt, das behördenübergreifende Priorisie-
rung, Ressourcenallokation und organisatorische Umsetzung koordiniert. Auf der Arbeits-
ebene setzen Fachbehörden und Bezirke Digitalvorhaben um, wobei sie zugleich institu-
tionell in die Steuerung eingebunden sind, was eine vergleichsweise hohe vertikale In-
tegration bei der Umsetzung erzeugt.17 

Gleichstellung und die Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention (Inklusion) 
folgen dagegen stärker einem Mainstreaming-Ansatz mit dezentraler Verantwortungs-
logik. Auf der Entscheidungsebene werden beide Themen durch den Senat sowie die zu-
ständigen Behörden (BWFG bzw. Sozialbehörde) rahmensetzend gesteuert und über Pro-
gramme wie GPR und LAP verbindlich strukturiert. Die Lenkungsebene ist weniger hierar-
chisch ausgeprägt und basiert vor allem auf Querschnittskoordination über Netzwerke, 
Focal Points, Inklusionsbeauftragte sowie regelmäßige Abfragen, Bericht- und Monito-
ringprozesse (z. B. GPR-Monitoring, Gremienberichte, Gleichstellungswirksamen Haus-
haltssteuerung). Auf der Arbeitsebene liegt die Umsetzung konsequent bei allen Fachbe-
hörden und Bezirken, wodurch eine breite horizontale Verankerung in der gesamten Ver-
waltung entstehen soll. Charakteristisch ist dabei auch die intensive Einbindung von Zi-
vilgesellschaft und Betroffenenorganisationen (z. B. LAG, Beteiligungsverfahren), die als 
zusätzliche Rückkopplung fungieren.18 

Einschätzung 

Vor dem Hintergrund ihres Beitrags zur Umsetzung der Nachhaltigkeitsstrategie entfal-
ten ressortübergreifende Strukturen ihre größte Wirkung höchstwahrscheinlich dort, wo 
sie mit klaren Mandaten und Entscheidungskompetenzen ausgestattet sind. Denn ins-
besondere auf Entscheidungsebene sind sie in der Lage, Zielkonflikte zwischen Ressorts 
direkt zu bearbeiten, in Abstimmung gemeinsame Prioritäten zu setzen und verbindliche 
Entscheidungen zu treffen.  

Mit sinkender Verbindlichkeit verschiebt sich ihre Funktion zunehmend von Steuerung 
hin zu Koordination und Austausch, womit sie der Rolle von Stabsstellen funktional ähn-
licher werden. Während Lenkungsebenen vor allem vorbereitend, priorisierend und ko-
ordinierend wirken können, bleiben Arbeitsebenen häufig auf Informationsaustausch 
und Abstimmung ohne unmittelbaren Einfluss auf Entscheidungen beschränkt. 

Gleichzeitig steigt mit geringerer Entscheidungskompetenz die organisatorische Um-
setzbarkeit: Arbeits- und Lenkungsstrukturen lassen sich vergleichsweise einfach in 
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bestehende Verwaltungsstrukturen integrieren, um neue Themen und Herausforderun-
gen gemeinsam zu bearbeiten, entfalten so jedoch nur begrenzte Steuerungswirkung für 
die Umsetzung von Strategien, wenn sie von Entscheidungen weit entfernt sind. 

Die folgende Tabelle 3 bündelt unsere zentralen Einschätzungen der ressortübergreifen-
den Strukturen entlang relevanter Kriterien. 

Tabelle 3: Einschätzung der ressortübergreifenden Strukturen 

Kriterium Entscheidungsebene Lenkungsebene Arbeitsebene 

(1) Wirksamkeit Hoch – Direkte Entschei-
dungen mit unmittelbarer 
Steuerungswirkung 

Mittel – Einfluss auf Ent-
scheidungen über Vorberei-
tung und Priorisierung 

Niedrig – Primär Aus-
tausch, kaum direkte 
Wirkung auf Ergebnisse 

(2) Verbindlich-
keit 

Hoch – Beschlüsse sind 
politisch bzw. administra-
tiv bindend 

Mittel – Verbindlichkeit über 
Rückkopplung an Entschei-
dungsebene 

Niedrig – Keine binden-
den Entscheidungen, 
Umsetzung freiwillig 

(3) Politikkohä-
renz 

Hoch – Zielkonflikte wer-
den direkt zwischen Res-
sorts verhandelt und ent-
schieden, Priorisierung 
durch Strategie notwendig 

Mittel – Abstimmung mög-
lich, ohne abschließende 
Entscheidung oder Konfliktlö-
sung Delegation nach oben 

Niedrig – Austausch 
möglich, aber Integra-
tion in Entscheidungen 
weit entfernt 

(4) Beschleuni-
gung 

Hoch – Gebündelte Ent-
scheidungen vermeiden 
langwierige Einzelabstim-
mungen 

Mittel – Bessere Vorbereitung 
von Entscheidungen kann 
Prozesse beschleunigen 

Niedrig – Zusätzliche 
Abstimmungsschleifen 
können Prozesse ver-
langsamen 

(5) Umsetzbar-
keit 

Mittel – Politisch an-
spruchsvoll, da klare Man-
date erforderlich 

Hoch – Gut integrierbar in be-
stehende Steuerungslogiken 
(vgl. aktuelle Nutzung in HH) 

Hoch – Einfach einzu-
richten, aber begrenzte 
Wirkung 

 

Insgesamt zeigt sich, dass ressortübergreifende Strukturen insbesondere dann als wirk-
sam für die Umsetzung der Nachhaltigkeitsstrategie eingeschätzt werden können, wenn 
sie neben der Entscheidungsebene weitere Ebenen miteinander verbinden und so Rück-
kopplungen zwischen fachlicher Vorbereitung, politischer Entscheidung und administra-
tiver Umsetzung ermöglichen. 

 

2.3 Formate experimenteller Governance (Reallabore) 
Im Vergleich zu den zwei zuvor genannten Ansätzen handelt es sich bei Formen experi-
menteller Governance nicht um eine bestimmte Governance-Struktur, sondern um einen 
prozessualen Steuerungsansatz, der auf Unsicherheit und Komplexität reagiert, indem er 
traditionelle, hierarchische Planungsmodelle durch iterative, d.h. sich schnell 
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wiederholbare Lernprozesse und Netzwerke von Verwaltung, Wissenschaft und Gesell-
schaft zur Zusammenarbeit ersetzt.19 

Zentral ist dabei die Annahme, dass die nachhaltige Transformation in komplexen Politik-
feldern nicht allein durch im Vorhinein definierte Zielsysteme, Programme oder lineare 
Umsetzung erreicht werden kann, sondern besser durch wiederholte, evidenzbasierte 
Anpassungs- und Lernschleifen unter realen Bedingungen. 

Reallabore (als eine Form experimenteller Governance) sind dabei die zentralen räumli-
chen und organisatorischen Infrastrukturen, in denen dieser Ansatz praktisch erprobt 
wird.20 Sie sind durch ein zeitlich und räumlich begrenztes Vorgehen charakterisiert, das 
weniger hierarchisch geprägt eine Art „Learning-by-Doing“ für evidenzbasierte Politik in 
einem Erprobungsumfeld (entweder geografisch abgesteckt oder in einem Politikfeld) 
darstellt.21 

In Reallaboren arbeiten Akteure aus Wissenschaft, Verwaltung und Gesellschaft zusam-
men, indem wissenschaftliches Wissen mit praktischem Erfahrungswissen der Bürger 
verknüpft wird, um praktikable Lösungen für die Nachhaltigkeitstransformation zu entwi-
ckeln.22  

Reallabore können dabei als institutionell begrenzte „Experimentier- und Schutzräume“ 
verstanden werden, in denen innovative Ansätze unter reduziertem regulatorischem und 
politischem Umsetzungsdruck erprobt werden. In diesem Rahmen können auch beste-
hende Regelungen temporär flexibilisiert oder ausgesetzt werden (z. B. im Sinne soge-
nannter „regulatory sandboxes“ mit Experimentierklauseln), um neue Instrumente, Prak-
tiken oder Governance-Arrangements unter realen Bedingungen zu testen.23 

Ein zentrales Element ist die systematische wissenschaftliche Begleitung und Evaluation 
der Prozesse und Ergebnisse. Auf dieser Grundlage können erfolgreiche Ansätze skaliert 
(„scaling-up“) oder in andere Kontexte übertragen und wiederholt werden („broadening“), 
sodass lokale Experimente potenziell über den Einzelfall hinaus systemische Wirkung 
entfalten können.24 

Im Governance-Prozess lässt sich die Nutzung von Reallaboren wie folgt verorten: 

Planung | Governance als ko-kreativer, offener Prozess zwischen Verwaltung, Wissen-
schaft, Wirtschaft und (Zivil-)Gesellschaft 

Umsetzung | Zeitlich und räumlich begrenzte Erprobung unter realen Bedingungen 
(„Learning by Doing“) in Reallaboren 

Kontrolle | Wissenschaftliche Evaluation, Beteiligungsformate und Feedbackprozesse 

Nachsteuerung | Schnell, iterativ und flexibel innerhalb des Experiments, bei Erfolg an-
schließend Transfer und Skalierung möglich 
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Umsetzung 

Das Projekt „Ottensen macht Platz“ stellt ein Reallabor dar, das im Hamburger Stadtteil 
Ottensen zwischen September 2019 und Februar 2020 als temporäres Flanierquartier 
umgesetzt wurde. Ziel war es, die Nutzung des Straßenraums zugunsten des nicht-moto-
risierten Verkehrs neu zu organisieren und die Aufenthaltsqualität in einem hochverdich-
teten innerstädtischen Quartier zu erhöhen. Dazu wurde eine temporäre Fußgängerzone 
eingerichtet, in der der motorisierte Individualverkehr weitgehend ausgeschlossen war. 
Ergänzend wurden gestalterische Maßnahmen wie Parklets (Platzierung von Stadtmöbeln 
auf Parkflächen), Sitzgelegenheiten und Begrünung umgesetzt, um den öffentlichen 
Raum aufzuwerten und neue Nutzungsformen zu ermöglichen. Die Umsetzung war durch 
eine enge Zusammenarbeit zwischen Verwaltung, Wissenschaft und Planungsakteuren 
gekennzeichnet, darunter ein interdisziplinäres Konsortium aus Stadtforschung, Ver-
kehrsplanung, Architektur und Kommunikationsdesign.25  

Die Evaluation folgte einem transdisziplinären Ansatz und kombinierte umfangreiche 
Haushalts-, Passant:innen- und Gewerbebefragungen mit Verkehrszählungen sowie qua-
litativen Raumbeobachtungen. Die Ergebnisse zeigen ein differenziertes Bild: Während 
die Gruppe der Anwohner:innen überwiegend eine Verbesserung der Wohn- und Aufent-
haltsqualität sowie eine Reduktion von Lärm und eine erhöhte Verkehrssicherheit wahr-
nahmen, äußerten insbesondere Gewerbetreibende Bedenken hinsichtlich ihrer Erreich-
barkeit. Gleichzeitig bewerteten Passant:innen die Veränderungen überwiegend positiv 
und stellten eine deutliche Steigerung der Aufenthaltsqualität fest. Insgesamt sank der 
motorisierte Verkehr im Projektgebiet deutlich, während der öffentliche Raum zuneh-
mend als sozialer und nicht-verkehrlicher Nutzungsraum in Anspruch genommen 
wurde.26 

Das Projekt wurde trotz politischer, gesellschaftlicher und rechtlicher Konflikte als erfolg-
reich bewertet und führte zu einer dauerhaften Umgestaltung des Straßenraums in Rich-
tung eines autoarmen Quartiers. Damit zeigt „Ottensen macht Platz“ exemplarisch, wie 
Reallabore als zeitlich begrenzte Experimentierräume konkrete städtebauliche Transfor-
mationsprozesse anstoßen und in reguläre Planung überführen können, auch wenn die 
Bauarbeiten zur Umgestaltung erst im April 2026 begannen.27 

Das Projekt „RealLabHH Digitale Mobilität“ war ein großangelegtes Reallabor zur Er-
probung digitaler und klimafreundlicher Mobilitätslösungen im urbanen Raum. Über ei-
nen Zeitraum von 21 Monaten arbeiteten 27 Partner aus Wissenschaft, Wirtschaft und 
Verwaltung in insgesamt elf Teilprojekten zusammen. Ziel war es, unterschiedliche Mobi-
litäts- und Logistikinnovationen nicht isoliert zu testen, sondern sie als Bestandteile eines 
städtischen Gesamtsystems praktisch zu erproben.28 

Ein zentraler Schwerpunkt lag auf der Vernetzung verschiedener Verkehrsträger über die 
Plattform hvv switch. Die Idee eines „One-Stop-Shops“ bestand darin, Bus, Bahn, Car-
sharing und E-Scooter in einer einzigen digitalen Anwendung zu integrieren. Dabei zeigte 
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sich, dass insbesondere die technische Tiefenintegration verschiedener Angebote eine 
wesentliche Voraussetzung für Nutzerfreundlichkeit und Akzeptanz darstellt. 

Im Rahmen des Projekts wurden auch im Bereich des öffentlichen Verkehrs neue Kon-
zepte getestet. In ländlich geprägten Regionen kamen digitale On-Demand-Shuttles zum 
Einsatz, die per App gebucht werden konnten. Die Ergebnisse zeigten, dass flexible Ruf-
bus-Systeme auch außerhalb urbaner Zentren funktionieren, sofern ergänzende Zugänge, 
etwa telefonische Buchungsmöglichkeiten, geschaffen werden, um unterschiedliche 
Nutzergruppen einzubeziehen. 

Ein weiterer Schwerpunkt beschäftigte sich mit urbaner Logistik. Mithilfe von Mikrodepots 
in der Hamburger Innenstadt wurde untersucht, wie die Paketzustellung emissionsfrei or-
ganisiert werden kann. In daran anschließenden Simulationen zeigten sich erhebliche Po-
tenziale zur Emissionsreduktion sowie Vorteile hinsichtlich Effizienz und Stauvermeidung 
im innerstädtischen Verkehr. 

Aus Governance-Perspektive zeigt RealLabHH, dass gesellschaftliche Akzeptanz wesent-
lich davon abhängt, neue Technologien praktisch erfahrbar zu machen und Bedenken der 
Bevölkerung aktiv in Dialogprozesse einzubeziehen. Zudem verdeutlicht das Projekt, dass 
die Verkehrswende nicht allein durch attraktive neue Mobilitätsangebote erreicht werden 
kann, sondern ergänzende Maßnahmen, die den Autoverkehr weniger attraktiv machen, 
erforderlich sind. Im Unterschied zu stark ortsgebundenen Stadtraumexperimenten las-
sen sich viele der im Rahmen von RealLabHH erprobten digitalen und organisatorischen 
Lösungen jedoch vergleichsweise einfach auf andere Städte und Regionen übertragen, da 
sie weniger von spezifischen räumlichen und politischen Kontextbedingungen abhängig 
sind und eine deutlich geringere Eingriffstiefe in bestehende Verkehrs- und Nutzungs-
strukturen erfordern. 

Einschätzung 

Experimentelle Governance und Reallabore eignen sich insbesondere dazu, neue Lö-
sungsansätze unter realen Bedingungen zu erproben und komplexe Zielkonflikte bei-
spielhaft sichtbar sowie bearbeitbar zu machen. Ihre Stärke liegt vor allem in ihrer Flexi-
bilität, der Einbindung unterschiedlicher Akteure sowie der Möglichkeit schneller Lern- 
und Anpassungsprozesse. Gerade bei konfliktintensiven Themen können Reallabore hel-
fen, festgefahrene Debatten zu öffnen und neue Perspektiven oder Lösungsoptionen zu 
entwickeln.  

Während bei weniger konfliktbehafteten Themen häufig schnell konkrete und übertrag-
bare Lösungen entstehen, nimmt mit steigender Konfliktintensität die Herausforderung 
der Verbindlichkeit und Skalierung deutlich zu. Entscheidend wird dann insbesondere 
die politische Anschlussfähigkeit der Ergebnisse sowie die institutionelle Bereitschaft 
zur Verstetigung. 
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Gleichzeitig bleibt ihre Wirkung häufig davon abhängig, ob erfolgreiche Ansätze tatsäch-
lich in reguläre politische und administrative Strukturen überführt werden. Bei weniger 
konfliktträchtigen Themen können Reallabore vergleichsweise schnell konkrete Ergeb-
nisse erzeugen und praktikable Lösungen hervorbringen. Mit steigender Konfliktintensi-
tät sinken hingegen meist Verbindlichkeit, Beschleunigung und Umsetzbarkeit, da politi-
sche Priorisierung, Ergebnisoffenheit und die Bereitschaft zur Verstetigung entschei-
dend werden.  

Tabelle 4 bietet einen Überblick über die Einschätzung beider Pole: 

Tabelle 4: Einschätzung von Reallaboren 

Kriterium Herausfordernde Themen / Hohe Konfliktin-
tensität 

„Einfache“ Themen / Niedrige 
Konfliktintensität 

(1) Wirksamkeit Mittel (potenziell hoch) – Gut geeignet, um 
komplexe Zielkonflikte sichtbar zu machen 
und Lösungsoptionen zu entwickeln; tatsäch-
liche Wirkung hängt stark von der Überfüh-
rung in reguläre Strukturen ab 

Mittel - hoch – Konkrete Lösungen 
lassen sich unter realen Bedin-
gungen testen und dann ver-
gleichsweise leicht in Praxis über-
führen 

(2) Verbindlichkeit Niedrig - mittel – Verbindlichkeit entsteht erst 
durch (politische) Aufnahme und Verstetigung 
der Ergebnisse 

Niedrig - mittel – Höhere Wahr-
scheinlichkeit der Verstetigung bei 
geringem Konfliktpotenzial 

(3) Politikkohärenz Hoch (potenziell) – Ermöglicht integrierte Be-
arbeitung von Zielkonflikten zwischen ver-
schiedenen Akteuren und Politikfeldern 

Hoch – Gemeinsame Problembe-
arbeitung führt häufig zu konsens-
fähigen Lösungen 

(4) Beschleuni-
gung 

Mittel – Schnelle Lernprozesse im Labor, aber 
potenziell langsame/unsichere Überführung in 
reguläre Strukturen und Prozesse 

Hoch – Schnelle Iteration und Um-
setzung möglich 

(5) Umsetzbarkeit Mittel – Grundsätzlich einsetzbar, aber ab-
hängig von politischem Willen, Konfliktbereit-
schaft und Offenheit für Ergebnisoffenheit 

Hoch – Gut umsetzbar, da geringe 
politische Risiken und breite Ak-
zeptanz der Erprobung 

 

Insgesamt sind Reallabore daher weniger als eigenständige Steuerungsstruktur zu ver-
stehen, sondern vielmehr als ergänzendes Instrument innerhalb einer umfassenderen 
Governance-Struktur. Ihr Mehrwert liegt primär in der Generierung von praxisnahen Er-
kenntnissen in Lernprozessen und der Erprobung neuer Lösungsansätze, die in eine um-
fassende Governance-Struktur einfließen können, nicht aber in ihrer unmittelbaren 
Steuerungs- oder Durchsetzungskraft. 
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2.4 Der Ansatz der Doughnut-Ökonomie 
Der Doughnut-Ansatz ist wie die Reallabore der experimentellen Governance im Unter-
schied zu den zu Beginn betrachteten Governance-Ansätzen auch keine eigenständige 
Steuerungsstruktur (wie die Sustainability Offices oder ressortübergreifende Strukturen), 
sondern ein flexibles Analyse- und Steuerungsinstrument, das in unterschiedlichen Pha-
sen von Politik- und Verwaltungsprozessen eingesetzt werden kann. 

Der zugrundeliegende „Doughnut“ ist ein konzeptionelles Modell der britischen Ökono-
min Kate Raworth, das das menschliche Wohlergehen mit den ökologischen Belastungs-
grenzen der Erde zusammenbringt. Das Konzept dient als strategischer Kompass, um ein 
Gleichgewicht zwischen menschlichen und sozialen Bedürfnissen einerseits und ökolo-
gischer Integrität andererseits zu finden.29  

Das Modell ist durch zwei Ringe charakterisiert, die zusammen den namensgebenden 
Doughtnut bilden: 

 

Abbildung 2: Der Doughnut der Doughnut-Ökonomie  

(Bildquelle Wano2011 - Eigenes Werk, CC BY-SA 4.0, https://commons.wikimedia.org/w/index.php?curid=127173501) 

• Das soziale Fundament (der innere Ring): Er umfasst die lebensnotwendigen Grund-
lagen, an denen es keinem Menschen mangeln sollte. Diese 12 Dimensionen orientie-
ren sich an den Nachhaltigkeitszielen (SDGs) der Vereinten Nationen und beinhalten 
unter anderem Nahrung, sauberes Wasser, Gesundheit, Bildung, Wohnraum, Energie 
sowie soziale und Geschlechtergerechtigkeit. 

• Die ökologische Obergrenze (der äußere Ring): Sie wird durch neun planetare Be-
lastbarkeitsgrenzen definiert, die wir nicht überschreiten dürfen, um die 
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lebenserhaltenden Systeme der Erde (wie ein stabiles Klima und eine intakte Biodiver-
sität) nicht zu gefährden. Dazu gehören Faktoren wie der Klimawandel, Ozeanversau-
erung, chemische Verschmutzung und der Verlust biologischer Vielfalt. 

Das Ziel der Doughnut-Ökonomie ist der grüne „sichere und gerechte Raum“ zwischen 
diesen beiden Ringen, in dem alle Menschen ihre Bedürfnisse erfüllen können, während 
die Integrität der Biosphäre des Planeten respektiert wird. Das Doughnut-Modell verfolgt 
damit einen integrierten globalen sowie lokalen Ansatz und kann auf Städte und Kommu-
nen übertragen werden. 

In der Praxis nutzen Städte (wie Amsterdam, Kopenhagen oder Bad Nauheim) das Modell 
über ein „Stadtporträt“. Dabei wird die Stadt durch vier „Linsen“ betrachtet und analy-
siert: lokal-sozial, lokal-ökologisch, global-sozial und global-ökologisch. Durch die Be-
antwortung der Frage „Wie kann unsere Region/Kommune eine hohe Lebensqualität für 
die Bevölkerung sichern und dabei das Wohlergehen aller Menschen sowie die ökologi-
sche Belastbarkeit des Planeten berücksichtigen?“ wird das abstrakte Modell auf die 
Ebene von Städten und Regionen übertragen, um die eigene Stadt zu analysieren und de-
ren Entwicklung zu steuern.30 Dies hilft insbesondere dabei, Zielkonflikte transparent zu 
machen und integrierte Strategien für eine nachhaltige Stadtentwicklung zu entwerfen, 
die sowohl für Menschen und Umwelt vor Ort, als auch weltweit langfristig tragbar sind.  

Die zentrale Stärke des Doughnut-Ansatzes liegt darin, komplexe Nachhaltigkeitszusam-
menhänge sichtbar zu machen, Zielkonflikte systematisch zu strukturieren und als ge-
meinsamer Referenzrahmen für unterschiedliche Akteure zu dienen. Zudem bietet der 
Doughnut ein hohes Potential zur Konfliktminimierung durch frühzeitige transparente und 
offene Kommunikation, Austausch und Visualisierung von kritischen Aspekten. For-
schungsergebnisse zeigen, dass die Anwendung des Doughnut-Modells in Nachhaltig-
keitstransformationsprozessen einen guten Ausgleich zwischen ambitionierter Nachhal-
tigkeit, Pragmatismus, Akzeptanz und wissenschaftlicher Konsistenz schaffen sowie Er-
gebnisse liefern kann, die von vielen verschiedenen Interessengruppen genutzt werden 
können.31 Das Doughnut-Modell selber liefert keine fertigen Antworten, sondern ermög-
licht die Aushandlung von Zielkonflikten in einem partizipativen Entscheidungsprozess 
und kann so als zentrales Steuerungstool fungieren, um lokale Nachhaltigkeitstransfor-
mationen integriert zu diskutieren und zu navigieren.32 

Zur Beschreibung des praktischen Einsatzes des Doughnuts existieren unterschiedliche 
Vorschläge. In der unterhalb stehenden Tabelle 5 sind drei dieser Ansätze zusammenge-
fasst. Ausgangspunkt sind die neun Pfade des Doughnut Economics Action Lab (DEAL), 
die unterschiedliche Anwendungslogiken von Lern- und Beteiligungsprozessen bis hin zur 
Governance-Transformation beschreiben.33 Ergänzt wurden fünf Anwendungsbereiche 
nach Grcheva und Vianello34 sowie fünf Funktionsbeiträge des Doughnut in der öffentli-
chen Verwaltung nach PD – Berater der öffentlichen Hand GmbH.35 Die Tabelle basiert auf 
einer systematischen Zusammenführung dieser Zugänge zur Anwendung des Doughnut-
Ansatzes im öffentlichen Sektor.  
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Tabelle 5: Vielfältige Anwendungsmöglichkeiten des Doughnut-Ansatzes 

Kernfunk-
tion 

Inhalt / Aktivitäten Zugeordnete 
DEAL-Pfade 

Anwendungs-
felder nach 
Grcheva/Via-
nello 

Wirkung (PD–Berater 
der öffentlichen 
Hand) 

Potenzielle Einsatzmöglich-
keiten in Hamburg 

Mobilisie-
ren 

Gespräche starten, internes Lernen 
fördern, Akteure vernetzen und befä-
higen, Donut als Kommunikations- 
und Beteiligungsinstrument nutzen 

Gespräche & Ler-
nen (Pfad 1), Ak-
teure befähigen 
(Pfad 3) 

Dialog & Co-
Creation 

Aktivierung, Partizipa-
tion, gemeinsames 
Verständnis 

Beteiligung, umfassendes und 
gemeinsames Verständnis der 
zentralen Herausforderungen 
gewinnen 

Verstehen Bestehende Projekte analysieren, 
Donut als Bewertungsrahmen nutzen, 
Daten erheben und systemisch ein-
ordnen (z. B. Data Portrait) 

Projekte testen 
(Pfad 2), Daten & 
Monitoring (Pfad 4) 

Daten & Diag-
nose 

Evidenzbasierung, ho-
listisches Denken, er-
weitertes Wirtschafts-
verständnis 

Bestandsaufnahme; Anzahl In-
dikatoren reduzieren, um zu 
fokussieren und KPIs zu identi-
fizieren 

Ausrichten Strategien und Sektoren am Donut 
ausrichten, Zukunftsbilder entwi-
ckeln, Leuchtturmprojekte gestalten 

Strategien (Pfad 
5), Leuchtturm-
projekte (Pfad 6) 

Vision & Strate-
gie 

Orientierung, Integra-
tion, konkrete Trans-
formationsbilder 

Vielfältige punktuelle Einsatz-
möglichkeiten, z.B. auch zur 
Begleitung von Reallaboren 

Entschei-
den 

Tools zur Wirkungsbewertung entwi-
ckeln und anwenden, politische und 
finanzielle Entscheidungen systema-
tisch prüfen 

Impact & Ent-
scheidungs-Tools 
(Pfad 8) 

Entschei-
dungs- & Im-
pact-Tools 

Wirkungsorientierung, 
bessere Entschei-
dungsqualität 

Als ein Weg, Zielkonflikte und 
deren Auswirkungen in Ent-
scheidungsprozessen sichtbar 
zu machen, wie z.B. das Corn-
wall Decision Wheel36 

Transfor-
mieren 

Donut als strategischen Kompass ver-
ankern, Governance und Systeme ver-
ändern, strukturelle Hebel identifizie-
ren 

Kompass (Pfad 7), 
Transformations-
hebel (Pfad 9) 

Systemischer 
Kompass 

Systemwandel, insti-
tutionelle Veranke-
rung, langfristige 
Transformation 

Verankerung als zentrales 
Steuerungstool 
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In der praktischen Anwendung reicht das Spektrum von der Mobilisierung und gemeinsa-
men Problemwahrnehmung über die daten- und evidenzbasierte Systematisierung von 
Ausgangslagen bis hin zur strategischen Ausrichtung von Politikfeldern und der Unterstüt-
zung konkreter Entscheidungsprozesse auf nationaler und vor allem lokaler Ebene. In der 
höchsten Integrationsstufe dient der Doughnut schließlich als zentraler Orientierungsrah-
men für strukturelle Transformation und gesellschaftlichen Wohlstand. 

Der Doughnut kann aufgrund dieser Bandbreite als flexibel einsetzbares Analyse-, Betei-
ligungs- und Steuerungsinstrument eingeschätzt werden, das entweder entlang eines 
idealtypischen Prozesses von Aktivierung bis Systemtransformation oder punktuell nach 
spezifischem Bedarf eingesetzt werden kann.  

Damit wird deutlich, dass der Doughnut weniger ein spezifisches Steuerungsinstrument, 
sondern mehr ein „Baukasten“ ist, dessen Wirkung stark von der jeweiligen Einbettung in 
bestehende Prozesse abhängt – von niedrigschwelliger Verständigung bis hin zur langfris-
tigen institutionellen Verankerung von Nachhaltigkeitszielen und Steuerung bei der Um-
setzung.  

Der Einsatz des Doughnuts im Governance-Prozess könnte wie folgt aussehen: 

Planung | Kann als Steuerungsinstrument im Governance-Prozess verwendet werden, 
dient dann als analytischer und strategischer Orientierungsrahmen 

Umsetzung | Kann indirekt das Vorgehen durch Integration in bestehende Prozesse und 
Strukturen prägen 

Kontrolle | Unterstützung durch Indikatorensystematik und ganzheitliche Bewertungslo-
giken 

Nachsteuerung | Ermöglicht Anpassungen durch bessere Sichtbarkeit von Zielkonflik-
ten und (Wechsel-)Wirkungen 

Umsetzung 

In Veröffentlichungen des Doughnut Economics Action Labs werden eine Vielzahl von 
Städten vorgestellt, die den Doughnut für die Stadtentwicklung nutzen.37 Im Folgenden 
werden zwei Umsetzungen beispielhaft kurz vorgestellt. 

In Kopenhagen wird der Doughnut-Ansatz seit 2023 im Rahmen eines dreijährigen Pilot-
projekts als Analyse- und Steuerungsinstrument für nachhaltige Stadtentwicklung er-
probt.38 Während der erste „Københavns Doughnut“-Bericht vor allem der datengestütz-
ten Bestandsaufnahme sozialer und ökologischer Entwicklungen diente, wurde der An-
satz ab 2024 institutionell gestärkt: Fachverwaltungen sind seitdem verpflichtet, identifi-
zierte „Lösungsbedarfe“ ressortbezogen zu analysieren und in politische Ausschüsse ein-
zubringen.39 Der Doughnut entwickelt sich damit von einem Analyse- und Monito-
ringinstrument zu einem stärker steuerungswirksamen Governance-Werkzeug. Gleich-
zeitig dient er inzwischen als zentrales Instrument zur Operationalisierung der SDGs und 
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bündelt zuvor getrennte Nachhaltigkeitsberichte in einem integrierten Rahmen.40 Beson-
ders relevant ist dabei die Verbindung von Klimaschutz und sozialer Gerechtigkeit, indem 
Verteilungswirkungen und Zielkonflikte systematisch sichtbar gemacht werden. 

Amsterdam verfolgt dagegen einen von vorneherein deutlich stärker integrierten und stra-
tegischen Ansatz. Dort wurde die City-Portrait-Methode (mit-)entwickelt und das Doug-
hnut-Modell in zentrale Strategien wie die „Omgevingsvisie 2050“ und die „Amsterdam 
Circular Strategy“ integriert. Dort fungiert es als ein übergreifender Orientierungsrahmen 
für nachhaltige Stadtentwicklung innerhalb planetarer Grenzen.41 Ergänzend existieren 
konkretere Umsetzungsagenden und ein integriertes Monitoring- und Bewertungssystem 
(„Amsterdam Circular Monitor“). Die Stadt unterstützt außerdem die „Amsterdam Doug-
hnut Coalition“, ein Netzwerk von Bürgern und Organisationen, die das Modell in die Pra-
xis umsetzen wollen.42 In Amsterdam wird der Doughnut somit von Beginn an als integrie-
render und strukturbildender Steuerungsrahmen für Strategie, Umsetzung und Evalua-
tion genutzt. 

Einschätzung 

Durch seine kompakte Ganzheitlichkeit eignet sich der Doughnut-Ansatz besonders 
dazu, Zielkonflikte, Wechselwirkungen und Nachhaltigkeitslücken sichtbar und damit 
politisch besser bearbeitbar zu machen. Er kann Transparenz über konkurrierende Ziel-
setzungen schaffen und dadurch die Prioritätensetzung unterstützen, nimmt dabei poli-
tische Abwägungsentscheidungen jedoch nicht selbst vor.  

Seine tatsächliche Wirkung für eine erfolgreiche Umsetzung von Nachhaltigkeit hängt 
daher stark vom Grad der institutionellen Integration ab. Bei geringer Integration (die ers-
ten beiden Zeilen innerhalb der Tabelle 5 weiter oben) dient der Doughnut vor allem als 
Analyse-, Kommunikations- und Verständigungsinstrument: Er strukturiert Nachhaltig-
keitsthemen, fördert ein gemeinsames Problembewusstsein und macht Zielkonflikte 
sichtbar, bleibt jedoch weitgehend ohne direkten Einfluss auf politische Entscheidungs- 
und Steuerungsprozesse. 

Mit zunehmender Integration in politische und administrative Prozesse kann der Ansatz 
hingegen eine deutlich stärkere Steuerungswirkung entfalten, etwa indem er Entschei-
dungsprozesse (mit-)strukturiert, Prioritäten sichtbar macht und Zielkonflikte systema-
tisch in Abstimmungs- und Entscheidungslogiken integriert. Seine besondere Stärke 
liegt dabei weniger in eigener Durchsetzungskraft als in seiner Fähigkeit, unterschiedli-
che Themenfelder und Perspektiven in einem gemeinsamen Orientierungsrahmen zu-
sammenzuführen. Gleichzeitig steigen mit tieferer Integration die Anforderungen an in-
stitutionelle Anpassung, organisatorische Verankerung und beteiligtes Personal. 

Die zentralen Überlegungen zur Einschätzung sind in Tabelle 6 dargestellt. 
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Tabelle 6: Einschätzung des Doughnut-Ansatzes 

Kriterium Niedrige Integration  
(Mobilisieren & Verstehen) 

Vertiefte Integration  
(Ausrichten, Entscheiden & Transformieren) 

(1) Wirksamkeit Niedrig - Mittel – Primär Sensibili-
sierung und Analyse, ohne direk-
ten Steuerungseinfluss 

Mittel - Hoch – Kann Entscheidungsprozesse 
strukturieren und strategische Prioritäten be-
einflussen 

(2) Verbindlichkeit Niedrig – Rein informativ und ori-
entierend, keine Bindung an Ent-
scheidungen 

Niedrig - Mittel – Indirekte Verbindlichkeit über 
institutionelle Einbindung in Planungs- und Ent-
scheidungsprozesse 

(3) Politikkohärenz Hoch – Schafft gemeinsames Ver-
ständnis und macht Zielkonflikte 
sichtbar 

Sehr hoch – Ermöglicht systematische Integra-
tion von Zielkonflikten in Strategie- und Ent-
scheidungslogiken 

(4) Beschleunigung Unklar bis gering – Eher vorberei-
tende Wirkung durch bessere Ver-
ständigung 

Mittel – Kann Entscheidungsqualität erhöhen 
und dadurch mittelfristig Prozesse beschleuni-
gen 

(5) Umsetzbarkeit Mittel - Hoch – Einführbar als 
Analyse- und Kommunikationsrah-
men 

Niedrig - Mittel – Erfordert strukturelle Anpas-
sungen und institutionelle Integration 

 

Insgesamt zeigt sich, dass der Doughnut-Ansatz insbesondere als Orientierungs-, Ana-
lyse- und Integrationsrahmen eignet, dessen tatsächliche Steuerungswirkung jedoch 
maßgeblich von seiner Einbettung in bestehende Governance-Strukturen abhängt. 
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2.5 Vergleichender Überblick 
Alle vier betrachteten Governance-Ansätze – Stabsstellen, ressortübergreifende Struktu-
ren, Reallabore als Formen experimenteller Governance und der Ansatz der Doughnut-
Ökonomie - leisten wichtige Beiträge zur Bearbeitung von Nachhaltigkeitsherausforde-
rungen und damit der Umsetzung einer Nachhaltigkeitsstrategie, aber jeweils in einge-
schränkter Weise: 

• Stabsstellen entfalten ihre Stärke in Analyse, Koordination und strategischer Vorbe-
reitung, bleiben jedoch in ihrer Wirksamkeit abhängig von der Überführung in Ent-
scheidungen durch Entscheidungs- und Leitungsebenen. 

• Ressortübergreifende Strukturen ermöglichen horizontale Koordination und Kohä-
renz, sind jedoch in ihrer Verbindlichkeit stark von ihrem Mandat und der Entschei-
dungsebene abhängig. 

• Experimentelle Governance durch Reallabore kann eine hohe Lern- und Innovati-
onsdynamik erzeugen, bleibt jedoch in ihrer weiteren Systemwirkung abhängig von 
der politischen Aufnahme und Verstetigung sowie dem Transfer der Ergebnisse. 

• Der Doughnut-Ansatz bietet einen starken Orientierungs- und Bewertungsrahmen, 
entfaltet jedoch auch keine eigene Steuerungs- oder Durchsetzungskraft und wirkt 
nur über verbindliche institutionelle Integration in Governance-Prozesse und -Struk-
turen. 

Alle vier Ansätze existieren wie aufgezeigt in einer großen Bandbreite. Ihr Vermögen er-
folgreich zur Umsetzung der Nachhaltigkeitsstrategie beizutragen (d.h. die Kriterien 
Wirksamkeit, Verbindlichkeit, Politikkohärenz, und Beschleunigung möglichst gut zu er-
füllen), hängt deshalb stark von ihrer konkreten Ausgestaltung (Aufhängung, Befugnisse, 
Mandat, Besetzung, politischer Rückenwind) ab. Umsetzbar erscheinen grundsätzlich 
alle Ansätze. 

Die Gegenüberstellung in der Tabelle 7 auf der folgenden Seite zeigt relative Stärken und 
Einsatzgebiete der unterschiedlichen Governance-Ansätze als Strukturbestandteile und 
Instrumente.
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Tabelle 7: Übersicht über die vier Governance-Ansätze 

Ansatz Kernfunktion Zentrale Schwäche Wirksamkeit & Ver-
bindlichkeit 

Politikkohärenz Beschleunigung Umsetzbarkeit 

Stabsstellen 
(Sustainability 
Offices) 

Analyse, Koordina-
tion und strategi-
sche Vorbereitung 
von Entscheidungen 

Vollständige Abhängig-
keit von der Priorisie-
rung durch die Lei-
tungsebene; keine ei-
gene Entscheidungs-
macht 

Hoch bei hoher Auf-
hängung mit Mandat; 
niedrig ohne klares 
Mandat, da Empfehlun-
gen unverbindlich blei-
ben 

Hoch bei hohem Mandat 
durch ressortübergrei-
fende Perspektive; niedrig 
ohne Mandat, da kaum 
Wirkung auf Entscheidung 
und Umsetzung 

Mittel, da bessere Vorbe-
reitung Entscheidungen ef-
fizienter macht; niedrig 
ohne Mandat wegen zu-
sätzlichem Abstimmungs-
aufwand 

Hoch bei niedriger Auf-
hängung (organisatorisch 
leicht einzurichten); mittel 
bei hohem Mandat (erfor-
dert politische Priorisie-
rung) 

Ressortübergrei-
fende Strukturen 

Horizontale Integra-
tion und Abstim-
mung zwischen ver-
schiedenen Fach-
ressorts 

Risiko unverbindlicher 
Abstimmungsprozesse 
ohne klare Entschei-
dungsbefugnisse oder 
Mandate 

Hoch auf Entschei-
dungsebene (bindende 
Beschlüsse); niedrig 
auf Arbeitsebene (rei-
ner Austausch) 

Hoch auf Entscheidungs-
ebene durch direkte Ver-
handlung von Zielkonflik-
ten; niedrig auf Arbeits-
ebene (reiner Austausch) 

Hoch auf Entscheidungs-
ebene (Vermeidung von 
Einzelabstimmungen); 
niedrig auf Arbeitsebene 
durch zusätzliche Schlei-
fen 

Hoch auf Lenkungs-/Ar-
beitsebene (gut integrier-
bar); mittel auf Entschei-
dungsebene (politisch an-
spruchsvolle Mandatie-
rung) 

Experimentelle 
Governance (Re-
allabore) 

Erprobung von Inno-
vationen und Lösun-
gen unter realen Be-
dingungen („Learn-
ing by Doing“) 

Wirksamkeit ist be-
grenzt, wenn der Trans-
fer der Ergebnisse in re-
guläre Strukturen und 
Prozesse misslingt 

Mittel bis hoch, ab-
hängig von der Konflik-
tintensität des Themas 
und der anschließen-
den Verstetigung 

Hoch, da integrierte Bear-
beitung von Konflikten zwi-
schen Akteuren und Poli-
tikfeldern ermöglicht wird 

Hoch bei einfachen The-
men; mittel bei komplexen 
Themen (schnelles Lernen 
im Reallabor, aber lang-
same Überführung) 

Hoch bei einfachen The-
men; mittel bei hohen 
Konflikten (abhängig von 
politischem Willen und Of-
fenheit für Ergebnisse) 

Doughnut-Öko-
nomie 

Analytischer und 
strategischer Orien-
tierungsrahmen; Vi-
sualisierung von 
Zielkonflikten 

Besitzt keine eigene 
Steuerungs- oder 
Durchsetzungskraft; 
wirkt nur über instituti-
onelle Integration 

Niedrig bis hoch, je 
nach Integrationsstufe 
(rein informativ vs. Ein-
bindung in Planungslo-
giken) 

Hoch bis sehr hoch bei 
tiefer Integration durch 
systematische Einbindung 
von Zielkonflikten in die 
Strategielogik 

Mittel bei tiefer Integration 
(höhere Entscheidungs-
qualität beschleunigt Pro-
zesse mittelfristig); sonst 
unklar bis gering 

Mittel bis Hoch als reiner 
Analyse-/Kommunikati-
onsrahmen; niedrig bis 
mittel bei erforderlicher 
struktureller Anpassung 
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3. Zwei integrierte Vorschläge für die Umsetzung der 
Nachhaltigkeitsstrategie 
Alle vier bisher beschriebenen Governance-Ansätze können als funktional komplemen-
tär eingeschätzt werden, und demnach individuell oder zusammen für die Umsetzung 
der Nachhaltigkeitsstrategie genutzt werden. Als punktuell ergänzende Strukturen oder 
Instrumente kann jedoch keiner der Ansätze für sich allein eine wirksame, verbindliche 
und kohärente Umsetzung der Nachhaltigkeitsstrategie Hamburgs vereinen. Die Wirk-
samkeit aller Modelle hängt fundamental von Gestaltungs- und Entscheidungsmacht, 
insbesondere der politischen Priorisierung konkurrierender Ziele sowie der institutionel-
len Verankerung innerhalb bestehender Strukturen und Prozesse ab. 

Nach der individuellen Betrachtung der vier Governance-Ansätze erscheint für die Um-
setzung der Nachhaltigkeitsstrategie insbesondere ein kombiniertes Modell sinnvoll, 
das an bestehende Hamburger Strukturen anknüpft und diese gezielt im Hinblick auf die 
spezifischen Anforderungen nachhaltiger Entwicklung weiterentwickelt. 

Da auch dieses unter 3.1 vorgestellte Vorgehen aufgrund seiner Zusätzlichkeit auf struk-
turelle Grenzen stößt, folgt im anschließenden Abschnitt noch ein knapp skizzierter Vor-
schlag, der Nachhaltigkeitsüberlegungen noch stärker im Kern der Politik- und Verwal-
tungslandschaft verankern könnte. 

 

3.1 Nachhaltigkeitsgovernance als ergänzende Koordinationsaufgabe 
Aufgrund der thematischen Breite und Komplexität von Nachhaltigkeit ist davon auszu-
gehen, dass kein einzelner Governance-Ansatz für sich genommen eine ausreichende 
Steuerungswirkung entfalten kann (vgl. den Exkurs zum Konzept der Nachhaltigkeits-
governance auf Bundesebene). Gleichzeitig unterscheidet sich Nachhaltigkeit von ande-
ren Querschnittsthemen dadurch, dass wie weiter oben beschrieben nicht alle Themen 
und Problemfelder gleichermaßen alle Behörden betreffen. Eine vollständig zentrali-
sierte und über alle Behörden einheitliche Steuerungsstruktur erscheint daher weder 
notwendig noch zielführend. 

Erforderlich ist damit vielmehr ein SDG-Mainstreaming in allen Fachressorts sowie eine 
flexible und themenspezifische Koordination, die bedarfsorientierte Zusammenarbeit 
zwischen zuständigen Behörden ermöglicht und zugleich geeignete Verfahren zur Bear-
beitung von Zielkonflikten bereitstellt. Für eine nachhaltige Entwicklung relevante Ziel-
konflikte sollten dabei möglichst frühzeitig sichtbar gemacht, behördenübergreifend dis-
kutiert und – sofern erforderlich – auf politischer Ebene im Sinne einer starken Nachhal-
tigkeit entschieden werden. 
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Exkurs: Nachhaltigkeitsgovernance auf Bundesebene | Ein bereits etabliertes Zusam-
menspiel verschiedener Governance-Elemente findet sich auf Bundesebene, das als 
strukturelle Referenz für eine Weiterentwicklung auf Landesebene dienen kann.43 Die 
Nachhaltigkeitsgovernance des Bundes kombiniert zentrale Steuerungs-, Beratungs- und 
Beteiligungsstrukturen und verbindet damit strategische Lenkung mit fachlicher und ge-
sellschaftlicher Einbindung. 

Zentrales Lenkungsgremium ist der Staatssekretärausschuss für nachhaltige Entwick-
lung, der unter Leitung der Staatsministerin bzw. des Staatsministers im Bundeskanzler-
amt die ressortübergreifende Koordination übernimmt. Ergänzt wird dieser durch thema-
tische Transformationsteams bzw. Missionsstrukturen, die eine stärkere inhaltliche Fo-
kussierung auf zentrale Handlungsfelder ermöglichen.44 

Flankierend wirken beratende und begleitende Institutionen wie der Parlamentarische 
Beirat für nachhaltige Entwicklung, der Rat für Nachhaltige Entwicklung sowie die Wis-
senschaftsplattform Nachhaltigkeit, die wissenschaftliche Expertise und strategische 
Impulse in den politischen Prozess einbringen. Eine strukturierte Einbindung zivilgesell-
schaftlicher Akteure erfolgt über Dialogformate mit Organisationen und Interessenver-
bänden, die insbesondere der Legitimation und Rückkopplung gesellschaftlicher Per-
spektiven dienen. 

In der letzten Legislaturperiode wurden darüber hinaus ressortübergreifende „Transfor-
mationsteams“ eingesetzt, die als zeitlich befristete, themenspezifische „Whole-of-
Government“-Arbeitsstrukturen fungierten, die insbesondere die Bearbeitung zentraler 
Zielkonflikte innerhalb der Transformationsfelder strukturierten, die Vorbereitung politi-
scher Entscheidungen im Staatssekretärsausschuss übernahmen und die Umsetzung 
begleiteten. 

Die Datengrundlage und das Monitoring werden maßgeblich durch das Statistische Bun-
desamt bereitgestellt, insbesondere über Indikatorenberichte und die systematische 
Identifikation von „Off-Track“-Entwicklungen. Diese sollen durch Maßnahmenvorschläge 
adressiert werden, wobei der Fokus primär auf Korrektur und Steuerungsimpulsen liegt, 
nicht jedoch auf formalen Sanktionen oder verbindlichen Nachverpflichtungsmechanis-
men.45 

Insgesamt zeigt das Bundesmodell ein Zusammenspiel aus zentraler Steuerung, themen-
spezifischer Strukturierung, wissenschaftlicher Beratung sowie gesellschaftlicher Ein-
bindung, aber ohne verbindliche Nachsteuerungsmechanismen. 

Ein vornehmlich ergänzender Ansatz orientiert sich daher an den bereits in Hamburg be-
stehenden Steuerungsansätzen, insbesondere im Klimaschutz und in der Digitalisie-
rung, und entwickelt diese für die Anforderungen der Nachhaltigkeitsstrategie weiter. 
Zentrale Elemente eines solchen Modells in Hamburg könnten sein: 
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(1) Zentrale Koordinierungs- bzw. Stabsstelle mit Koordinations- und Steuerungs-
funktion 

Eine zentrale Stabsstelle sollte weiterhin die übergeordnete prozessuale und strategi-
sche Koordination übernehmen. Dazu zählen insbesondere: 

• die Definition und Organisation ressortübergreifender Abstimmungsprozesse für 
Nachhaltigkeitsthemen und zur Handhabung von Zielkonflikte, 

• die Herstellung von Transparenz über Zielerreichung durch Berichterstattung, 
• sowie die frühzeitige Identifikation von möglichen Zielkonflikten und Wechselwirkun-

gen zwischen den Fachbehörden. 

Darüber hinaus sollte die Stabsstelle Vorschläge für geeignete Bearbeitungs- und Ent-
scheidungsformate entwickeln sowie bei der fachlichen Operationalisierung unterstüt-
zen. 

Ergänzend erscheinen dezentrale Ansprechpersonen beziehungsweise kleinere Nach-
haltigkeitsstellen in den verschiedenen Fachbehörden sinnvoll, die als Schnittstelle zwi-
schen zentraler Koordination und fachlicher Umsetzung fungieren. Ihre Funktion könnte 
insbesondere darin bestehen, in Zusammenarbeit mit der zentralen Stelle nachhaltig-
keitsbezogene Zielkonflikte mit anderen Behörden frühzeitig zu identifizieren, relevante 
Prozesse innerhalb der eigenen Behörde zu koordinieren sowie die Anbindung an behör-
denübergreifende Abstimmungsstrukturen sicherzustellen. 

Dabei wirkt eine vollständig identische Parallelstruktur in allen Behörden weder notwen-
dig noch sinnvoll. Denkbar wäre ein abgestuftes Modell, bei dem insbesondere Behör-
den mit eigenen umfangreicheren Koordinationsfunktionen ausgestattet werden sollten, 
die aufgrund ihrer fachlichen Zuständigkeiten eine zentrale Rolle für mehrere Nachhal-
tigkeitsziele einnehmen oder von besonders ausgeprägten Zielkonflikten betroffen sind. 
Ein solches Modell würde an bestehende Strukturen in Hamburg anknüpfen, etwa an die 
Nutzung von Focal Points im Bereich Inklusion oder an dezentrale Bestandteile der Digi-
talisierungsstrukturen, und diese bedarfsgerecht für verschiedene Nachhaltigkeitsthe-
men etablieren. 

Entscheidend für ihre Wirksamkeit ist eine klare politische Mandatierung und ausrei-
chend hohe institutionelle Anbindung - idealerweise in der Senatskanzlei, ähnlich zum 
Amt für Digitalisierung, jedoch mit dem Bedarf angepasster (Personal-)Ausstattung - so-
wie eine Besetzung mit interdisziplinären, strategischen und prozessualen Kompeten-
zen. 

Denkbar wäre auch eine funktionale Arbeitsteilung zwischen einer zentralen Koordinie-
rungsstelle in der Senatskanzlei, die insbesondere die behördenübergreifende Abstim-
mung, die politische Prioritätensetzung sowie die Anbindung an zentrale Steuerungs- 
und Entscheidungsprozesse übernimmt, und einer stärker fachlich ausgerichteten Rolle 
der BUKEA, die insbesondere die inhaltliche Weiterentwicklung der 
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Nachhaltigkeitsstrategie, die fachliche Operationalisierung von Zielen und Indikatoren, 
die Berichterstattung sowie die fachliche Unterstützung der Ressorts bei der Umsetzung 
verantwortet. 

Während die Senatskanzlei damit die politische und behördenübergreifende Steuerung 
übernehmen würde, würde die BUKEA vor allem als fachlich-methodisches Kompetenz-
zentrum für nachhaltige Entwicklung fungieren. 

(2) Klare fachpolitische, bei Wechselwirkungen geteilte Verantwortung 

Die Verantwortung für einzelne Themen verbleibt grundsätzlich bei den jeweils fachlich 
zuständigen Behörden. Dadurch wird die Anschlussfähigkeit an bestehende Zuständig-
keiten sichergestellt und die Umsetzung in der Linienorganisation gesichert. Gleichzeitig 
sollten bei besonders ausgeprägten Wechselwirkungen oder Zielkonflikten möglichst 
frühzeitig Formen geteilter Verantwortung zwischen mehreren Ressorts etabliert bzw. 
weiterentwickelt werden. Dies erscheint insbesondere in Politikfeldern relevant, in de-
nen Zielkonflikte strukturell zwischen mehreren Ressorts entstehen, etwa zwischen 
Stadtentwicklung, Mobilität, Klima-, Wirtschafts- und Sozialpolitik. In solchen Bereichen 
könnten gemeinsame Zielvereinbarungen, behördenübergreifende Programme oder ge-
teilte Federführungen dazu beitragen, behördliche Einzelperspektiven einzuordnen und 
gemeinsame Lösungsansätze zu fördern. 

Darüber hinaus sollte die Umsetzung vertikal stark mit der Bezirks- und Stadtwirt-
schaftsebene verzahnt werden. Für die Bezirke könnten hierfür vergleichbare Mechanis-
men genutzt werden, wie sie bereits im Rahmen bezirklicher Klimaschutzkonzepte be-
stehen. Öffentliche Unternehmen sind bereits über die Stadtwirtschaftsstrategie in 
Nachhaltigkeitsfragen eingebunden; diese Ansätze sollten im Sinne einer kohärenten 
Umsetzung der Hamburger Nachhaltigkeitsstrategie überprüft und bei Bedarf weiterent-
wickelt werden. 

(3) Themenspezifische behördenübergreifende Strukturen 

Die inhaltliche Umsetzung der Strategie bei überschneidender oder gemeinsamer Zu-
ständigkeit sollte in thematisch zugeschnittenen behördenübergreifenden Strukturen 
erfolgen, die je nach Problemstellung unterschiedliche Behörden und deren Organisati-
onseinheiten einbinden. Diese sollten eine flexible Abstimmung zwischen fachlicher 
Vorbereitung, politischer Prioritätensetzung und administrativer Umsetzung ermögli-
chen und dafür sorgen, dass Zielkonflikte, Maßnahmenvorschläge sowie Umsetzungs-
hemmnisse systematisch zusammengeführt, bewertet und in abgestimmte Hand-
lungsoptionen überführt werden. 

Thematische Grundlage können sowohl die 17 SDGs als auch konkrete Transformations-
felder oder zentrale Zielkonflikte für die Entwicklung der Stadt sein. Thematisch könnten 
solche Strukturen beispielsweise entlang zentraler Nachhaltigkeitsherausforderungen 
organisiert werden, die mehrere SDGs betreffen, etwa „klimaneutrale Industrie“, 
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„soziale und bezahlbare Stadtentwicklung“, „zirkuläre Wirtschaft“, „nachhaltige Mobili-
tät“ oder „gesunde und resiliente Quartiere“. Denkbar wären dazu zeitlich befristete 
(oder dauerhafte) Arbeits- und Steuerungsgruppen, die analog zu den Transformations-
teams auf Bundesebene konkrete Zielkonflikte bearbeiten und gemeinsame Maßnah-
men entwickeln. 

Je nach politischer Relevanz und Konfliktintensität könnten diese Formate auf unter-
schiedlichen Ebenen angesiedelt sein, von fachlichen Arbeitsgruppen über Lenkungs-
kreise bis hin zu Entscheidungsformaten von Staatsrät:innen oder Senator:innen. 
Dadurch könnten ressortübergreifende Abstimmungen stärker an konkreten Problem- 
und Transformationsfeldern statt primär an bestehenden Behördengrenzen organisiert 
werden. 

(4) Wissenschaftliche Begleitung und Evidenzbasierung 

Eine systematische Einbindung wissenschaftlicher Expertise kann die Qualität und 
Nachvollziehbarkeit politischer Entscheidungen stärken. Wissenschaftliche Begleitung 
ist insbesondere dort relevant, wo Zielkonflikte bewertet, langfristige Wirkungen abge-
schätzt oder komplexe Wechselwirkungen operationalisiert werden müssen. 

Analog zum Klimabeirat im Bereich Klimaschutz erscheint daher eine begleitende und 
beratende Institution mit themenspezifischer Zusammensetzung je nach SDG oder 
Nachhaltigkeitsherausforderung sinnvoll. Denkbar wären regelmäßige Stellungnahmen 
zu zentralen Zielkonflikten als Input für die zentrale Stabsstelle, die Begleitung von Moni-
toring- und Indikatorensystemen sowie die wissenschaftliche Bewertung von Zielverfeh-
lungen sowie Vorschläge für Nachsteuerungsmaßnahmen. Darüber hinaus könnte wis-
senschaftliche Expertise gezielt in behördenübergreifende Transformationsprozesse 
oder Reallabore eingebunden werden. 

Die Wissenschaft übernimmt dabei keine politische Entscheidungsfunktion, kann je-
doch einen wichtigen Beitrag zur Transparenz, Nachvollziehbarkeit und Kohärenz politi-
scher Entscheidungen leisten. 

(5) Institutionalisierte Beteiligung der Zivilgesellschaft 

Neben wissenschaftlicher Expertise erscheint auch eine stärkere Beteiligung der Zivilge-
sellschaft von zentraler Bedeutung. Beteiligungsformate können sowohl zur Einbindung 
gesellschaftlicher Perspektiven und lokal verankertem Wissen als auch zur Erhöhung 
von Transparenz, Legitimität und gesellschaftlicher Akzeptanz von Entscheidungen und 
deren Umsetzung beitragen. 

Insbesondere bei der Bearbeitung von Zielkonflikten kann gesellschaftliche Beteiligung 
helfen, unterschiedliche Betroffenheiten, Alltagswissen und gesellschaftliche Zumut-
barkeiten sichtbar und berücksichtigbar zu machen. Dabei erscheint eine bedarfsorien-
tierte Kombination verschiedener Beteiligungsformen sinnvoll: 
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• Bürger:innenräte mit per Losverfahren ausgewählten Bürgerinnen und Bürger sollten 
zur Diskussion zentraler Zukunfts- und Zielkonfliktfragen in der Stadt einberufen und 
mit notwendigen Ressourcen ausgestattet werden,46 

• von konkreten Programmen oder Maßnahmen betroffene Gruppen und besonders 
vulnerable Gruppen sollten gezielt angesprochen und beteiligt werden, um die (sozi-
ale) Verträglichkeit dieser Veränderungen inklusiv und gerecht zu gewährleisten 

• die organisierte Zivilgesellschaft könnte durch kontinuierliche Einbindung als bera-
tendes Element, z.B. in institutionalisierten Dialog- und Diskussionforen zu verschie-
denen Nachhaltigkeitsthemen, fungieren.  

Bestehende Netzwerke und Zusammenschlüsse wie z.B. das Nachhaltigkeitsforum 
Hamburg (NFH) könnten hierbei eine koordinierende und bündelnde Funktion überneh-
men. Zentral hierbei ist die Bereitschaft der öffentlichen Hand, im Sinne einer Ko-Krea-
tion ernsthafte Partizipation, Mitwirkung und in Teilen auch Mitbestimmung von nicht-
öffentlichen Akteur:innen und der Stadtgesellschaft in Form von offenen, transparenten 
und inklusiven Prozessen zu ermöglichen. Mit der Open Government Partnership unter-
nimmt die FHH seit 2021 bereits erste Schritte diesbezüglich.47 

Ergänzend dazu können Instrumente wie der Doughnut-Ansatz oder Reallabore für 
punktuelle Herausforderungen eingesetzt werden. Während der Doughnut-Ansatz insbe-
sondere zur Strukturierung und Kommunikation von Zielkonflikten (in Politik und Verwal-
tung, in der Wissenschaft, aber auch in der (zivil-)gesellschaftlichen Beteiligung) beitra-
gen kann, ermöglichen Reallabore die experimentelle Erprobung innovativer Lösungsan-
sätze unter realen Bedingungen, auch wiederum in enger Zusammenarbeit zwischen 
Verwaltung, Wissenschaft und Bevölkerung vor Ort. 

Einschätzung 

Insgesamt zeichnet sich dieser Ansatz durch eine hohe Anschlussfähigkeit an beste-
hende Verwaltungs- und Steuerungsstrukturen aus. Er erfordert keine grundlegende in-
stitutionelle Neuordnung, sondern setzt primär auf die Weiterentwicklung und Ergän-
zung bestehender Koordinations- und Entscheidungsmechanismen. 

Seine zentrale Stärke liegt in der pragmatischen Umsetzbarkeit sowie in der verbesser-
ten Verzahnung bestehender Prozesse zwischen den Fachbehörden. Durch zentrale Ko-
ordination, flexible ressortübergreifende Zusammenarbeit sowie die stärkere Einbindung 
von Wissenschaft und Zivilgesellschaft können Nachhaltigkeitsthemen systematischer, 
kohärenter, und im Idealfall auch verbindlicher bearbeitet werden. 

Die ergänzende wissenschaftliche und gesellschaftliche Begleitung kann dabei nicht nur 
zur qualitativen Verbesserung der Umsetzung beitragen, sondern auch eine Form öffent-
licher Rechenschaft und politischer Rückkopplung stärken, die mittelbar zu höherer Ver-
bindlichkeit beitragen kann. 
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Tabelle 8 fasst die zentralen Punkte der Einschätzung zusammen. 

Tabelle 8: Einschätzung des umsetzungsnahen Ansatzes 

Kriterium Umsetzungsnaher Ansatz 

(1) Wirksamkeit Mittel (potenziell hoch) – Insbesondere dort, wo Nachhaltigkeitsüberlegungen 
und Zielkonflikte frühzeitig in bestehende Entscheidungsprozesse integriert wer-
den und ressortübergreifende Abstimmung tatsächlich inhaltliche Prioritäten be-
einflusst. Die Wirkung bleibt jedoch stark von der konsequenten Nutzung der 
Strukturen im politischen Alltag abhängig. 

(2) Verbindlichkeit Mittel – Formale Verbindlichkeit entsteht nur indirekt über die bestehenden Ent-
scheidungs- und Haushaltsprozesse. Ohne klar mandatierte zentrale Koordinati-
onsstelle und verbindliche Gremien droht der Ansatz überwiegend beratend-ko-
ordinierend zu bleiben, auch wenn eine stärkere Verbindung zu Wissenschaft 
und Gesellschaft die Rechenschaft erhöhen könnte. 

(3) Politikkohärenz Mittel (potenziell hoch) – Durch themenspezifische, flexible Abstimmungsfor-
mate kann eine deutlich bessere Integration von Zielkonflikten in die Abstimmung 
zwischen Ressorts erreicht werden. Kohärenz entsteht jedoch nur, wenn Kon-
flikte tatsächlich gemeinsam bearbeitet und nicht in Einzelzuständigkeiten zu-
rückverlagert werden. 

(4) Beschleunigung Mittel – Potenziell beschleunigend durch bessere Vorstrukturierung von Ent-
scheidungen, Vermeidung redundanter Abstimmungen und einer Steuerung 
durch Berichtswesen im Nachhinein. Gleichzeitig besteht das Risiko zusätzlicher 
Koordinationsschleifen, wenn Abstimmungsprozesse nicht klar priorisiert und 
begrenzt werden. 

(5) Umsetzbarkeit Hoch – Der Ansatz ist stark anschlussfähig an bestehende Verwaltungs- und 
Steuerungsstrukturen und erfordert keine grundlegende institutionelle Neuaus-
richtung. Seine Umsetzbarkeit ist damit ein zentraler Vorteil gegenüber stärker 
struktur- oder prozessverändernden Modellen. 

 

Die tatsächliche Steuerungswirkung hängt jedoch maßgeblich von der konkreten institu-
tionellen Ausgestaltung ab. Entscheidend sind insbesondere: 

• der politische Wille, Nachhaltigkeit umfassend umzusetzen, 
• die politische Mandatierung der zentralen Koordinationsstelle und weiterer beteilig-

ter Akteur:innen, 
• klare Entscheidungs- und Eskalationsmechanismen, 
• sowie die verbindliche Berücksichtigung ressortübergreifender Zielkonflikte in politi-

schen Entscheidungsprozessen. 

Ohne entsprechende politische Priorisierung besteht das Risiko, dass Abstimmung und 
Analyse zwar verbessert werden, Zielkonflikte jedoch weiterhin überwiegend innerhalb 
sektoraler Zuständigkeiten verbleiben.  
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3.2 Nachhaltigkeitsgovernance als Bestandteil zentraler Steuerungs-
prozesse 
Der zuvor skizzierte Vorschlag adressiert zentrale Aspekte einer erfolgreichen Umsetzung 
der Nachhaltigkeitsstrategie. Er kann die behördenübergreifende Koordination verbes-
sern, Zielkonflikte sichtbarer machen und zusätzliche fachliche sowie gesellschaftliche 
Perspektiven in politische Entscheidungsprozesse einbringen. 

Aber auch bei der Kombination der vier analysierten Governance-Ansätze bleibt eine 
strukturelle Begrenzung bestehen: Der Vorschlag wirkt nur ergänzend zu vorhandenen po-
litischen und administrativen Steuerungsprozessen. Nachhaltigkeit läuft damit Gefahr, 
häufig erst nachgelagert berücksichtigt zu werden, während zentrale politische Prioritä-
ten und Ressourcenzuweisungen bereits an anderer Stelle entschieden werden. Dieses 
Nebeneinander zusätzlicher Koordinierungs-, Beteiligungs- und Berichtsstrukturen kann 
dazu führen, dass Nachhaltigkeitsgovernance vor allem reaktiv wirken würde: Negative 
Folgen politischer Entscheidungen können mithilfe dieser Ansätze zwar besser sichtbar 
gemacht und teilweise bearbeitet werden, die zugrunde liegenden Zielkonflikte werden 
jedoch häufig erst im Nachhinein und damit zu spät adressiert. 

Daher wechseln wir nun die Perspektive und formulieren ausgehend von den zuvor entwi-
ckelten Bewertungskriterien Anforderungen an eine möglichst wirksame Nachhaltigkeits-
governance in Hamburg (Tabelle 9). Darauf aufbauend skizzieren wir mit dem Nachhaltig-
keitshaushalt einen Ansatz, der die Umsetzung der Hamburger Nachhaltigkeitsstrategie 
im Kern der politischen Steuerung verankern kann. 

Tabelle 9: Anforderungen eine wirksame Nachhaltigkeitssteuerung in Hamburg 

Das Kriterium … Bestmögliche Erfüllung 

(1) Wirksamkeit … erscheint am höchsten, wenn Nachhaltigkeitsziele systematisch in alle rele-
vanten Entscheidungsprozesse integriert sind und Zielkonflikte frühzeitig sichtbar 
und damit bearbeitbar werden. Entscheidend ist eine enge Verzahnung mit zent-
ralen Steuerungsinstrumenten (z. B. Haushalts- und Investitionsentscheidun-
gen), sodass Nachhaltigkeit nicht nachgelagert bewertet, sondern vorgelagert 
mitentschieden wird. 

(2) Verbindlichkeit … wird am höchsten, wenn Zielverfehlungen nicht nur dokumentiert, sondern mit 
verpflichtenden Korrektur- und Nachsteuerungsprozessen verbunden sind. Diese 
Verbindlichkeit kann entweder über formalisierte Selbstbindung von Politiki und 
Verwaltung oder über institutionalisierte Rechenschaftsmechanismen gegenüber 
Politik, Wissenschaft und (Zivil-)Gesellschaft hergestellt werden. 

(3) Politikkohärenz … ist am höchsten, wenn die Nachhaltigkeit direkt im handlungsleitenden Rah-
men wirkt, der ressortübergreifend priorisiert statt nur aggregiert. Dafür braucht 
es eine zentrale koordinierende Instanz sowie klare Mechanismen zur Aushand-
lung und Auflösung von Zielkonflikten zwischen Politikfeldern. 

(4) Beschleunigung … ist am höchsten, wenn nur wesentliche, steuerungsrelevante Informationen in 
Entscheidungen einfließen, Nachhaltigkeitswirkungen (positiv wie negativ) 
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frühzeitig systematisch berücksichtigt werden und die zentralen Entscheidungs-
träger von Beginn an in Prozesse eingebunden sind. Dadurch werden nachgela-
gerte Korrekturschleifen reduziert. 

(5) Umsetzbarkeit … wird am höchsten, wenn die Strategie und ihre Umsetzung eng an bestehende 
Strukturen und Prozesse anschließt und nicht als paralleles System aufgebaut 
wird. Ergänzend dazu ist eine hohe Anschlussfähigkeit an politische Prioritäten so-
wie eine breite Legitimation durch transparente Information und Beteiligung zent-
ral. 

 

Ein an maximaler Wirksamkeit orientierter Ansatz muss daher am Kern politischer 
Steuerung ansetzen: Der stärkeren Integration von Nachhaltigkeitszielen in den 
Haushaltsprozess selbst (vgl. Exkurs internationale Perspektive, dort Kopenhagen). Als 
verbindlicher Ort politischer Prioritätensetzung bündelt der Haushalt wesentliche Ent-
scheidungen über Ressourcen, Maßnahmen und damit politische Schwerpunkte. Der 
entscheidende Unterschied liegt in der Verschiebung von einer primär nachgelager-
ten Berichts- und Transparenzlogik hin zu einer vorgelagerten Steuerungs- und Prio-
risierungslogik. 

Ein transformationsorientierter Nachhaltigkeitshaushalt zielt auf eine stärkere 
Steuerung im Vorhinein ab.48 Haushaltsentscheidungen werden dabei systematisch 
mit zentralen Nachhaltigkeitszielen, Indikatoren und Wirkungsannahmen verknüpft.49 
Nachhaltigkeitswirkungen – sowohl positive Beiträge als auch mögliche Zielkonflikte – 
können dadurch frühzeitig sichtbar gemacht und unmittelbar in politische Prioritäten-
setzungen einbezogen werden. So könnten z.B. Investitionen in Straßeninfrastruktur, 
Wohnungsbau oder Wirtschaftsprogramme künftig systematisch daraufhin bewertet 
werden, welche Auswirkungen sie auf die Klimaziele, den Flächenverbrauch, soziale 
Teilhabe oder Gesundheitsindikatoren entfalten könnten. 

Nachhaltigkeitsaspekte würden damit nicht mehr mit Zeitverzug berichtet, ergänzend 
bewertet oder nachträglich eingesteuert, sondern bereits im Kern politischer Ent-
scheidungen berücksichtigt. Während die bestehenden Instrumente (SDG-Mapping, In-
dikatorensysteme und der VLR als erster Nachhaltigkeitsbericht) bislang vor allem 
Transparenz im Sinne einer Berichterstattungslogik erzeugen, bleibt ihre unmittelbare 
Steuerungswirkung begrenzt.  

Dieser Ansatz baut dabei für Hamburg nicht auf einem vollständig neuen Steuerungs-
system auf, sondern integriert und verbindet bereits bestehende Elemente der Haus-
halts- und Verwaltungssteuerung. Zu den bestehenden Elementen zählen insbeson-
dere: 

• die wirkungsorientierte Haushaltssteuerung mit Kennzahlen im „Hamburger Steue-
rungsmodell“ als Basis,50 
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• die gleichstellungswirksame Haushaltssteuerung, die das Thema Geschlechterge-
rechtigkeit als eine Facette nachhaltiger Entwicklung bereits zentral im Haushalts-
prozess verankert,51 

• das SDG-Mapping in den Einzelplänen der Behörden52 und die Zuordnung der SDGs 
zu den Haushaltskennzahlen im Haushaltsplan 2025/202653 als orientierungsstif-
tende Informationen, 

• Leitsätze zur Nachhaltigkeit im Finanzbericht als konzeptionelle Rahmung,54 
• sowie die Aufforderung zur Berücksichtigung ökologischer, ökonomischer und sozia-

ler Nachhaltigkeit bei der Aufstellung des Haushalts in §1 der Landeshaushaltsord-
nung.55 

Diese Elemente zeigen, dass Nachhaltigkeitsaspekte bereits heute in Verwaltungs- 
und Steuerungsprozesse integriert werden. Hamburg verfügt aktuell noch über keinen 
konsequent transformationsorientierten Nachhaltigkeitshaushalt, denn bislang beste-
hen diese Ansätze weitgehend nebeneinander, fördern noch unnachhaltige Praktiken 
und entfalten nur eine begrenzte gemeinsame Steuerungswirkung für Nachhaltigkeit.  

Die hier geforderte Weiterentwicklung zu einem konsequent transformationsorientierten 
Nachhaltigkeitshaushalt zielt darauf ab, diese bestehenden Instrumente stärker zu in-
tegrieren und daraus ein kohärenteres transformationsorientiertes Wirkungsmanage-
ment zu entwickeln. Dadurch können die unterschiedlichen Dimensionen von Haus-
haltsentscheidungen mit ihren Auswirkungen auf eine nachhaltige Entwicklung syste-
matischer sichtbar gemacht und stärker in politische Prioritätensetzungen integriert 
werden. Tabelle 10 illustriert dies mit Beispielen:  

Tabelle 10: Beispiele für Haushaltsentscheidungen mit Nachhaltigkeitswirkungen 

Typische Haus-
haltsentscheidung 

Zentrale Wirkdimen-
sionen 

Typische Zielkonflikte im 
Nachhaltigkeitshaushalt 

Steuerungswirkung im 
Modell 

Investitionen in 
ÖPNV, Straßen- und 
Radinfrastruktur 

CO2-Emissionen, Er-
reichbarkeit, Flächen-
verbrauch, Lärm 

Leistungsfähigkeit des Ver-
kehrs vs. Klimaziele und Le-
bensqualität in der Stadt 

Zielkonflikte werden bereits 
in der Investitionsentschei-
dung sichtbar und abgewo-
gen 

Wohnungsbaupro-
gramme, Nachver-
dichtung, Großpro-
jekte 

Flächenverbrauch, 
Mietentwicklung, so-
ziale Mischung, 
Mikroklima 

Bezahlbarer Wohnraum vs. 
Flächenschutz und Klima-
anpassung 

Stärkere Integration von 
Umwelt- und Sozialwirkun-
gen in die Mittelvergabe 

Ansiedlungsförde-
rung, Clusterpolitik, 
Förderprogramme 

Beschäftigung, CO₂-
Emissionen, Ressour-
cenverbrauch, Wert-
schöpfung 

Wirtschaftswachstum vs. 
Dekarbonisierung und Res-
sourcenschutz 

Nachhaltigkeitswirkungen 
werden direkter Bestandteil 
wirtschaftspolitischer Prio-
risierung 

Stadtgrün, Entsiege-
lung, Hitzeschutz-
programme 

Gesundheit, Wasser-
abfluss, 

Kurzfristige Investitionskos-
ten vs. langfristige 

Langfristige Folgekosten 
werden in Haushaltsent-
scheidungen integriert 
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Gesundheits- und 
Pflegekosten, Hitze-
belastung 

Gesundheits- und Resilienz-
wirkungen 

 

Dafür bedarf es neben einer Fokussierung auf zentrale Zielgrößen einer nachhaltigen 
Entwicklung (als zentrale Aufgabe der politischen Steuerung) auch einer Zielkaskadie-
rung der Nachhaltigkeitsstrategie entlang der bestehenden Haushaltslogik – vom Ge-
samthaushalt über Einzelpläne und Aufgabenbereiche bis hin zu Produktgruppen und 
Kennzahlen,56 um auch stärker in die Behörden und Ämter zu wirken (vgl. Exkurs zu den 
internationalen Ansätzen). Die regelmäßige Überprüfung der Zielerreichung (und mögli-
cher Zielkonflikte) würde dabei unmittelbar in die bestehenden Prozesse des Haushalts-
vollzugs integriert. Nachhaltigkeitssteuerung wäre damit kein zusätzlicher paralleler und 
nachgelagerter Berichtskreislauf mehr, sondern Bestandteil der regulären politischen 
und administrativen Steuerung im Quartalsrhythmus. 

Aufgabe der politischen Steuerung wäre es insbesondere, zentrale Herausforderungen 
nachhaltiger Entwicklung zu identifizieren, behördenübergreifend gemeinsame Prioritä-
ten zu setzen sowie wesentliche Zielkonflikte frühzeitig sichtbar und so bearbeitbar zu 
machen. Der Koalitionsvertrag bildet hierfür einen wichtigen strategischen Ausgangs-
punkt, da er bereits zentrale Vorhaben und Zielsetzungen definiert, und diese teilweise 
auch mit Kennzahlen und Zielwerten operationalisiert.57 

Ergänzend sollte ein Mechanismus verbindlicher Nachsteuerung etabliert werden. 
Werden zentrale Nachhaltigkeitsziele oder zuvor definierte Zielkorridore verfehlt, sollten 
Anpassungen in Maßnahmen, Prioritätensetzungen oder Mittelverwendungen geprüft 
und begründet werden. Dadurch würde Nachhaltigkeit nicht ausschließlich beobachtet 
oder dokumentiert, sondern aktiv steuerungsrelevant werden. 

Auch in einem stärker haushaltsbasierten Steuerungsmodell bleiben ergänzende Gover-
nance-Strukturen notwendig und von großer Bedeutung für eine erfolgreiche Umset-
zung. Ihre Funktion verändert sich jedoch deutlich: Sie tragen nicht mehr allein die Steu-
erung der Nachhaltigkeitsstrategie, sondern unterstützen, reflektieren und flankieren die 
Integration von Nachhaltigkeit in den Kern politischer Entscheidungsprozesse. 

Von zentraler Bedeutung bleibt (1) eine koordinierende Stelle mit hoher institutionel-
ler Anbindung. Ihre Aufgabe wäre es weiterhin, Wechselwirkungen zwischen Zielen im 
Haushalt sichtbar zu machen, Zielkonflikte frühzeitig zu identifizieren sowie die Operati-
onalisierung und Integration nachhaltigkeitsbezogener Zielgrößen in die Haushaltssteu-
erung zu unterstützen. Darüber hinaus sollte sie behördenübergreifende Abstimmungs-
prozesse koordinieren, Transparenz über Zielerreichung herstellen und Nachsteuerungs-
prozesse prozessual und fachlich begleiten. 

(2) Die fachliche Verantwortung für die jeweiligen Politikfelder sollte weiterhin primär 
bei den jeweils zuständigen Behörden liegen. Dadurch bleibt auch dieser Vorschlag an 
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bestehende Verwaltungs- und Entscheidungsstrukturen anschlussfähig und die Umset-
zung kann innerhalb der bestehenden Linienorganisation erfolgen. Bei Themen mit be-
sonders starken Wechselwirkungen oder ausgeprägten Zielkonflikten erscheint es je-
doch auch hier sinnvoll, da wo nötig ressortübergreifende Verantwortungsstrukturen zu 
etablieren.  

Ressortübergreifende Strukturen (3) bleiben auch weiterhin notwendig, könnten im Ver-
gleich zum oberhalb beschriebenen umsetzungsnäheren Ansatzes jedoch schlanker 
ausgestaltet werden, da zentrale Nachhaltigkeitsfragen bereits zuvor stärker im Haus-
haltsprozess selbst berücksichtigt würden. Ihre Hauptfunktion läge in der Bearbeitung 
von Zielkonflikten, der fachlichen Abstimmung zwischen Behörden sowie der Vorberei-
tung bindender politischer Entscheidungen. 

Die (4) wissenschaftliche Begleitung gewinnt in einem transformationsorientierten 
Nachhaltigkeitshaushalt wahrscheinlich zusätzlich an Bedeutung. Da Nachhaltigkeits-
ziele hier unmittelbar mit Haushaltsentscheidungen verknüpft werden, steigen auch die 
Anforderungen an evidenzbasierte Wirkungsabschätzungen, die Bewertung von Zielkon-
flikten sowie die Entwicklung geeigneter Indikatoren. Wissenschaftliche Expertise kann 
hier insbesondere dazu beitragen, komplexe Wechselwirkungen sichtbar zu machen, 
langfristige Wirkungen von Maßnahmen abzuschätzen und Fortschritte transparent so-
wie nachvollziehbar zu bewerten.  

Analog zum Klimabeirat erscheint daher eine institutionalisierte wissenschaftliche 
Begleitung sinnvoll, deren Zusammensetzung wie im ersten Vorschlag themenspezi-
fisch an unterschiedliche Bereiche und Themen nachhaltiger Entwicklung angepasst 
werden sollte. Wissenschaft übernimmt dabei auch in diesem Vorschlag keine politi-
sche Entscheidungsfunktion, sondern stärkt Transparenz, Nachvollziehbarkeit und die 
fachliche Qualität politischer Steuerung im Haushalts- und Umsetzungsprozess. 

Neben wissenschaftlicher Expertise bleibt auch (5) eine institutionalisierte Beteiligung 
der (Zivil-)Gesellschaft zentral. Beteiligungsformate können zur Erhöhung von Transpa-
renz, Legitimität und gesellschaftlicher Akzeptanz beitragen sowie zusätzliche Perspek-
tiven und situatives Wissen in politische Entscheidungsprozesse einbringen. Insbeson-
dere bei konfliktbehafteten Transformationsprozessen kann Beteiligung dazu beitragen, 
unterschiedliche Betroffenheiten, gesellschaftliche Zumutbarkeiten und mögliche Ziel-
konflikte frühzeitig sichtbar zu machen. 

Dabei erscheint auch hier eine Kombination unterschiedlicher oben genannter Beteili-
gungsformen sinnvoll (Bürgerräte, gezielte Beteiligung betroffener/vulnerabler Gruppen, 
und die kontinuierliche Einbindung organisierter Zivilgesellschaft); anspruchsvoll er-
gänzt durch partizipative Budgetierungsansätze, etwa in Form von Bürgerhaushalten 
nach dem Vorbild Paris‘,58 um auf diese Weise lokale Expertise einzubinden und verbind-
liche Entscheidungen herbeizuführen. Um die Verbindlichkeit von Beteiligung zu stär-
ken, sollte transparent und im Vorhinein klar gemacht werden, wie mit Ergebnissen 
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gesellschaftlicher Beteiligung umgegangen werden soll. So könnten Politik sich selbst 
verpflichten und Verwaltung verpflichtet werden, wenn Entscheidungen nicht bindend 
sind, zumindest öffentlich zu begründen, wenn und warum zentrale Empfehlungen der 
Beteiligungsformate nicht berücksichtigt werden. 

Die Ansätze der der Doughnut-Ökonomie und Reallabore können wie im pragmati-
schen Vorschlag als wichtige ergänzende Instrumente von großem Nutzen bei der Hand-
habung von Zielkonflikten und Erprobung innovativer Lösungen sein. 

 

 

3.3 Exkurs: Internationale Perspektiven  

Auch internationale Beispiele zeigen, dass Strukturen zur Handhabung der „Querschnitt-
lichkeit“ einer nachhaltigen Entwicklung bei der Umsetzung in sehr unterschiedlichen in-
stitutionellen Formen organisiert werden können.  

Kopenhagen organisiert die Zusammenarbeit für die Umsetzung einer nachhaltigen Ent-
wicklung stark entlang der politisch-administrativen Entscheidungsebene und verzahnt 
diese eng mit der Haushaltssteuerung. Zentral ist dabei der Wirtschaftsausschuss, in 
dem der Oberbürgermeister und die Fachbürgermeister ressortübergreifende Prioritäten 
in Hinblick auf nachhaltige Entwicklung gemeinsam festlegen und Zielkonflikte politisch 
bearbeiten.59 Charakteristisch ist insbesondere die systematische Integration von 
Nachhaltigkeits- und Klimazielen in Budget- und Planungsprozesse (vgl. die Nutzung 
des Doughnuts in Kopenhagen weiter oben). Dadurch werden politische Prioritätenset-
zung, finanzielle Steuerung und operative Umsetzung eng miteinander gekoppelt, wäh-
rend die Verantwortung für die konkrete Umsetzung weiterhin in den Fachverwaltungen 
verbleibt.60 

Amsterdam strukturiert die Zusammenarbeit stärker über eine geteilte Verantwortung 
der gesamten Stadtverwaltung mit verbindlichen Arbeits- und Abstimmungsformaten.61 
Strategische Leitlinien und Zielkonflikte werden in interdisziplinären Führungsgremien 
adressiert, das ressortübergreifende Verantwortung institutionell bündelt (ebd.). Ergän-
zend existieren formale Abstimmungs- und Koordinationsformate wie der „Triage-Tisch“ 
oder die „Guild of Sustainable Breakthroughs“. Während der „Triage-Tisch“ insbesondere 
der Identifikation und schnellen Lösung konkreter Einzelprobleme dient, setzt die „Guild“ 
auf action research, um tieferliegende systemische und bürokratische Barrieren abzu-
bauen.62 Charakteristisch ist darüber hinaus das leitende Entscheidungsprinzip 
„Sustainable, unless“, durch das Nachhaltigkeit als allgemeiner Handlungsmaßstab in 
sämtlichen Entscheidungen in Verwaltungsprozessen verankert werden soll.63 

Paris kombiniert eine zentralisierte strategische Steuerung mit einer starken Fachintegra-
tion in die weiteren Ressorts. Mit der DTEC (Direktion für ökologischen Wandel und Klima) 
existiert eine zentrale Institution, die auf gleicher Ebene wie die anderen 
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Verwaltungseinheiten die strategische Koordination, Zieldefinition sowie das ressortüber-
greifende Monitoring der Nachhaltigkeitspolitik verantwortet.64 Zusätzlich sind Nachhal-
tigkeitsexpert:innen dauerhaft in den Fachverwaltungen verankert und wirken dort unmit-
telbar in die operative Planung und Umsetzung hinein. Dadurch entsteht eine Kombina-
tion aus zentraler Steuerung und dauerhaft integrierter Fachkompetenz in der gesamten 
Verwaltung. 

 

Die Beispiele zeigen, dass Nachhaltigkeit insbesondere dann wirksam erscheint, wenn 
sie eng mit bestehenden, zentralen Entscheidungs- und Steuerungsprozessen verbunden 
werden, klare Verantwortlichkeiten bestehen und ressortübergreifende Abstimmung in-
stitutionell verstetigt wird. Gleichzeitig zeigen die unterschiedlichen Modelle, dass ress-
ortübergreifende Zusammenarbeit nicht zwingend eine vollständige Zentralisierung vo-
raussetzt, sondern vielmehr eine Balance zwischen zentraler Koordination und dezentra-
ler Fachverantwortung erfordert. 

 

4. Fazit und Empfehlungen 
Nachhaltigkeit erfordert neue Formen politischer Steuerung 

Die erfolgreiche Umsetzung der Hamburger Nachhaltigkeitsstrategie ist hochgradig von 
wirksamen Governance-Strukturen und -Prozessen abhängig. Mit dem Voluntary Local 
Review, der Entwicklung eines umfassenden Indikatorensystems und dem laufenden 
Strategieprozess verfügt Hamburg bereits über einen guten Ausgangspunkt, nachhaltige 
Entwicklung wirksamer als zuvor zu gestalten. Die zentrale Herausforderung liegt jedoch 
nun darin, Nachhaltigkeitsaspekte dauerhaft in politische und administrative Strukturen 
und Prozesse zu integrieren und ressortübergreifend wirksam steuerbar zu machen. 

Die fachbehördliche Verwaltungslogik stößt an ihre Grenzen, die Koordination von 
Zielkonflikten ist die zentrale Herausforderung 

Die Analyse hat gezeigt, dass nachhaltige Entwicklung aufgrund ihrer „Querschnittlich-
keit“ strukturell in vielerlei Hinsicht mit der bestehenden sektoralen Verwaltungslogik kol-
lidiert. Die SDGs verlaufen quer zu Behördenzuständigkeiten, erzeugen hohe Abstim-
mungsbedarfe und machen Zielkonflikte zwischen ökologischen, sozialen und ökonomi-
schen Dimensionen sichtbar. Diese Konflikte sind nicht vollständig auflösbar, sondern 
müssen kontinuierlich bearbeitet, priorisiert und ausgehandelt werden. Nachhaltigkeits-
governance bedeutet daher vor allem, Strukturen zu schaffen, die genau diese Aushand-
lungs-, Koordinations- und Nachsteuerungsprozesse ermöglichen. 

Kein einzelner Governance-Ansatz erfüllt allein die Anforderungen wirksamer Nach-
haltigkeitssteuerung 
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Die Auseinandersetzung mit den vier Governance-Ansätze zeigt, dass keiner der Ansätze 
für sich genommen ausreicht, um die Anforderungen wirksamer Nachhaltigkeitssteue-
rung in Hamburg vollständig zu erfüllen. Stabsstellen stärken Analyse und Koordination, 
ressortübergreifende Strukturen fördern Politikkohärenz, Reallabore ermöglichen Lernen 
und Innovation unter realen Bedingungen, und der Doughnut-Ansatz bietet einen integ-
rierenden Orientierungsrahmen. Ihre Wirkung bleibt jedoch abhängig von politischer Pri-
orisierung, institutioneller Verankerung und verbindlicher Integration in zentrale Entschei-
dungsprozesse. 

Die Kombination verschiedener Governance-Ansätze bietet das größte Potenzial 

Vor diesem Hintergrund erscheint ein Ansatz, der die einzelnen Governance-Ansätze 
kombiniert, besonders sinnvoll. Der erste Vorschlag knüpft an bestehende Hamburger 
Steuerungsstrukturen an und entwickelt diese punktuell gezielt weiter. Er setzt auf zent-
rale Koordination, flexible ressortübergreifende Zusammenarbeit, wissenschaftliche Be-
gleitung sowie gesellschaftliche Beteiligung. Seine Stärke liegt vor allem in seiner hohen 
institutionellen Anschlussfähigkeit und damit politischen Realisierbarkeit in Hamburg. 

Nachhaltigkeit bleibt ohne Integration in zentrale Steuerungsprozesse dennoch 
strukturell nachgeordnet 

Gleichzeitig zeigt die Analyse jedoch auch die Grenzen dieses hauptsächlich koordinie-
renden Ansatzes auf. Solange Nachhaltigkeit überwiegend nur ergänzend zu bestehen-
den politischen Steuerungsstrukturen und -prozessen, insbesondere des Haushalts, be-
handelt wird, besteht das Risiko, dass Zielkonflikte erst nachgelagert sichtbar werden und 
Nachhaltigkeitsziele gegenüber kurzfristigen Prioritäten unter- und nachgeordnet blei-
ben. 

Ein transformationsorientierter Nachhaltigkeitshaushalt könnte die Wirksamkeit 
der Umsetzung deutlich stärken 

Der zweite Vorschlag als ambitionierterer Ansatz eines transformationsorientierten 
Nachhaltigkeitshaushalts setzt deshalb stärker am Kerngeschäft der politischen Steue-
rung an: Der Verknüpfung von Prioritätensetzung, Allokation von finanziellen Ressourcen 
und wirkungsorientierten Steuerung. Nachhaltigkeit würde damit nicht mehr primär er-
gänzt oder berichtet, sondern systematisch Bestandteil von zentralen Haushalts-, Inves-
titions- und damit finanziellen Steuerungsentscheidungen. Die Integration nachhaltig-
keitsbezogener Zielgrößen in bestehende Haushaltsprozesse könnte dementsprechend 
die Verbindlichkeit, Kohärenz und Wirksamkeit der Nachhaltigkeitsstrategie substantiell 
erhöhen. Dies erfordert eine Fokussierung auf die zentralen Nachhaltigkeitsindikatoren 
und deutliche Weiterentwicklung der bereits bestehenden Elemente. 

Politische Steuerungsbereitschaft ist entscheidender als einzelne Instrumente 

Ob ein solcher Transformationsansatz politisch und administrativ realisierbar ist, hängt 
weniger von der konkreten Ausgestaltung einzelner Instrumente als von der Bereitschaft 
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ab, Nachhaltigkeit als handlungsleitendes Prinzip politischer Steuerung zu verstehen. 
Entscheidend wird sein, ob es gelingt, ressortübergreifende Verantwortung institutionell 
zu stärken, Zielkonflikte transparent zu bearbeiten und Nachhaltigkeit dauerhaft mit den 
zentralen Mechanismen politischer Prioritätensetzung zu verbinden. 

Nachhaltigkeit entwickelt sich vom Fachthema zur gesamtstrategischen Steue-
rungsaufgabe 

Unabhängig von den beiden Ansätzen erscheint kurz- bis mittelfristig aufgrund bestehen-
der fachlicher Expertise und institutioneller Zuständigkeiten die BUKEA als geeigneter 
Ausgangspunkt für die Koordination der Nachhaltigkeitsstrategie. Perspektivisch spricht 
die behördenübergreifende Natur einer nachhaltigen Entwicklung jedoch dafür, die pro-
zessuale Gesamtkoordination stärker in zentralen Strukturen (der Senatskanzlei) zu ver-
ankern, während die BUKEA weiterhin eine zentrale methodisch-fachliche Rolle überneh-
men sollte. Nachhaltigkeit würde damit schrittweise auch organisatorisch von einem pri-
mär fachpolitischen zu einem gesamtstrategischen Steuerungsthema weiterentwickelt. 

Die Einbindung von Wissenschaft und Zivilgesellschaft ist eine zentrale Vorausset-
zung langfristiger Tragfähigkeit 

Von herausragender Bedeutung für die langfristige Tragfähigkeit der Nachhaltigkeitsstra-
tegie ist zudem eine institutionalisierte Einbindung von Wissenschaft und Zivilgesell-
schaft. Wissenschaftliche Expertise kann insbesondere zur evidenzbasierten Bewertung 
komplexer Zielkonflikte und langfristiger Wirkungen beitragen, während gesellschaftliche 
Beteiligung die Legitimation, Transparenz und Akzeptanz notwendiger Veränderungen 
stärkt. Gerade bei sehr konfliktbehafteten Veränderungen nachhaltiger Stadtentwicklung 
wird dies zu einer zentralen Voraussetzung erfolgreicher Umsetzung. 

Gleichzeitig zeigen gesellschaftliche Debatten und Beteiligungsprozesse – etwa im Kon-
text des Hamburger Zukunftsentscheids – dass in Hamburg grundsätzlich eine hohe ge-
sellschaftliche Sensibilität für Fragen einer sozial gerechten und ökologisch nachhaltigen 
Entwicklung der Stadt besteht. Dies kann als wichtiger Legitimitäts- und Ausgangspunkt 
für weitergehende Transformationsprozesse verstanden werden. 

Die Hamburger Nachhaltigkeitsstrategie bietet die Chance auf einen integrierenden 
Orientierungsrahmen 

Die Hamburger Nachhaltigkeitsstrategie bietet hierfür die Chance, Nachhaltigkeit nicht 
nur als zusätzliches Politikfeld, sondern als integrierenden Orientierungsrahmen der zu-
künftigen Entwicklung der Stadt zu etablieren und mit wirksamen Governance-Strukturen 
zu versehen, die ihre Umsetzung unter Bedingungen von Komplexität, Unsicherheit und 
Zielkonflikten dauerhaft ermöglichen. 

  



 

 47 

Quellenverzeichnis 
 

1 HAMBURG VOLUNTARY LOCAL REVIEW 2023. Hamburgs erster Nachhaltigkeitsbericht. Umsetzung 
der Agenda 2030 und der Globalen Nachhaltigkeitsziele auf lokaler Ebene. Abgerufen von 
https://sdgs.un.org/sites/default/files/vlrs/2024-06/2023_hamburg_vlr_report_german.pdf 
2 Hamburger Bürgerschaft. Drucksache 22/15906. Eine umfassende Nachhaltigkeitsstrategie für 
Hamburg. Abgerufen von https://www.buergerschaft-hh.de/parldok/dokument/88121/eine_umfas-
sende_nachhaltigkeitsstrategie_fuer_hamburg.pdf  
3 UMSETZUNGSSTAND DER SDGs IN HAMBURG. ZWISCHENBERICHT. Hamburgs Prozess zur Entwick-
lung einer gesamtstädtischen Nachhaltigkeitsstrategie. https://www.hamburg.de/re-
source/blob/1121750/8d5d69a51faa8d41e315b9feaec28d99/d-zwischenbericht-sdgs-2025-data.pdf 
4 Senatskanzlei (SK). Überblick. Abgerufen von https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoer-
den/senatskanzlei/wir-ueber-uns Themen. Abgerufen von https://www.hamburg.de/politik-und-verwal-
tung/behoerden/senatskanzlei/themen  
Behörde für Finanzen und Bezirke (FB). Überblick. Abgerufen von https://www.hamburg.de/politik-und-
verwaltung/behoerden/finanzbehoerde/einrichtungen Themen. Abgerufen von https://www.ham-
burg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/finanzbehoerde/themen  
Behörde für Gesundheit, Soziales und Integration (Sozialbehörde). Überblick. Abgerufen von 
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/sozialbehoerde/einrichtungen Themen. Ab-
gerufen von https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/sozialbehoerde/themen  
Behörde für Inneres und Sport (BIS). Überblick. Abgerufen von https://www.hamburg.de/politik-und-ver-
waltung/behoerden/behoerde-fuer-inneres-und-sport/wir-ueber-uns Themen. Abgerufen von 
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/behoerde-fuer-inneres-und-sport/themen  
Behörde für Justiz und Verbraucherschutz (BJV). Überblick. Abgerufen von https://www.ham-
burg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/bjv/wir-ueber-uns Themen. Abgerufen von https://www.ham-
burg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/bjv/themen  
Behörde für Kultur und Medien (BKM). Überblick. Abgerufen von https://www.hamburg.de/politik-und-
verwaltung/behoerden/behoerde-fuer-kultur-und-medien/einrichtungen Themen. Abgerufen von 
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/behoerde-fuer-kultur-und-medien/themen  

Behörde für Schule, Familie und Berufsbildung (BSFB). Überblick. Abgerufen von https://www.ham-
burg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/bsfb/wir-ueber-uns/organigramme Themen. Abgerufen von 
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/bsfb/themen  
Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen (BSW). Themen. Abgerufen von https://www.ham-
burg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/behoerde-fuer-stadtentwicklung-und-wohnen/themen  

Behörde für Umwelt, Klima, Energie und Agrarwirtschaft (BUKEA). Überblick. Abgerufen von 
https://www.hamburg.de/resource/blob/153932/210a608fc2c3af9e25a10ab05fd140cb/organigramm-
bukea-data.pdf Themen. Abgerufen von https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/bu-
kea/themen  
Behörde für Verkehr und Mobilitätswende (BVM). Überblick. Abgerufen von https://www.ham-
burg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/bvm/wir-ueber-uns Themen. Abgerufen von https://www.ham-
burg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/bvm/die-themen-der-behoerde  
Behörde für Wirtschaft, Arbeit und Innovation (BWAI). Überblick. Abgerufen von https://www.ham-
burg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/bwai/wir-ueber-uns Themen. Abgerufen von 
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/bwai/themen  
Behörde für Wissenschaft, Forschung und Gleichstellung (BWFG). Überblick. Abgerufen von 
https://www.hamburg.de/resource/blob/193740/ca2cd808dca74443d64123a4137d3791/organigramm-
bwfgb-data.pdf Themen. Abgerufen von https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoer-
den/bwfg/unsere-themen  
5 Leal Filho, W., Dinis, M. A. P., & Ben Hassen, T. (2025). Trade‐Offs Among SDGs: How the Pursuit of 
Economic, Food, and Urban Development Goals May Undermine Climate and Equity Targets?. 
Sustainable Development, 33, 799-809. 
6 DIGITALSTRATEGIE FÜR HAMBURG. Abgerufen von https://digital.hamburg.de/re-
source/blob/1010436/3d2434f6488b743c92c732e12b66d295/pdf-digitalstrategie-2025-data.pdf  

https://sdgs.un.org/sites/default/files/vlrs/2024-06/2023_hamburg_vlr_report_german.pdf
https://www.buergerschaft-hh.de/parldok/dokument/88121/eine_umfassende_nachhaltigkeitsstrategie_fuer_hamburg.pdf
https://www.buergerschaft-hh.de/parldok/dokument/88121/eine_umfassende_nachhaltigkeitsstrategie_fuer_hamburg.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/1121750/8d5d69a51faa8d41e315b9feaec28d99/d-zwischenbericht-sdgs-2025-data.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/1121750/8d5d69a51faa8d41e315b9feaec28d99/d-zwischenbericht-sdgs-2025-data.pdf
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/senatskanzlei/wir-ueber-uns
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/senatskanzlei/wir-ueber-uns
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/senatskanzlei/themen
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/senatskanzlei/themen
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/finanzbehoerde/einrichtungen
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/finanzbehoerde/einrichtungen
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/finanzbehoerde/themen
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/finanzbehoerde/themen
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/sozialbehoerde/einrichtungen
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/sozialbehoerde/themen
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/behoerde-fuer-inneres-und-sport/wir-ueber-uns
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/behoerde-fuer-inneres-und-sport/wir-ueber-uns
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/behoerde-fuer-inneres-und-sport/themen
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/bjv/wir-ueber-uns
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/bjv/wir-ueber-uns
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/bjv/themen
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/bjv/themen
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/behoerde-fuer-kultur-und-medien/einrichtungen
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/behoerde-fuer-kultur-und-medien/einrichtungen
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/behoerde-fuer-kultur-und-medien/themen
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/bsfb/wir-ueber-uns/organigramme
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/bsfb/wir-ueber-uns/organigramme
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/bsfb/themen
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/behoerde-fuer-stadtentwicklung-und-wohnen/themen
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/behoerde-fuer-stadtentwicklung-und-wohnen/themen
https://www.hamburg.de/resource/blob/153932/210a608fc2c3af9e25a10ab05fd140cb/organigramm-bukea-data.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/153932/210a608fc2c3af9e25a10ab05fd140cb/organigramm-bukea-data.pdf
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/bukea/themen
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/bukea/themen
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/bvm/wir-ueber-uns
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/bvm/wir-ueber-uns
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/bvm/die-themen-der-behoerde
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/bvm/die-themen-der-behoerde
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/bwai/wir-ueber-uns
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/bwai/wir-ueber-uns
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/bwai/themen
https://www.hamburg.de/resource/blob/193740/ca2cd808dca74443d64123a4137d3791/organigramm-bwfgb-data.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/193740/ca2cd808dca74443d64123a4137d3791/organigramm-bwfgb-data.pdf
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/bwfg/unsere-themen
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/bwfg/unsere-themen
https://digital.hamburg.de/resource/blob/1010436/3d2434f6488b743c92c732e12b66d295/pdf-digitalstrategie-2025-data.pdf
https://digital.hamburg.de/resource/blob/1010436/3d2434f6488b743c92c732e12b66d295/pdf-digitalstrategie-2025-data.pdf


 

 48 

 
7 Zweite Fortschreibung des Hamburger Klimaplans. Abgerufen von https://www.hamburg.de/re-
source/blob/949036/4c902bd7090a09f16a600091cfc7a110/d-zweite-fortschreibung-hamburger-klima-
plan-data.pdf  
8 Strategie zur Anpassung Hamburgs an den Klimawandel. Abgerufen von https://www.hamburg.de/re-
source/blob/1023070/d91af265423c662f23accb68a6b712b0/d-klimaanpassungsstrategie-data.pdf  
9 ZUSAMMEN FÜR MEHR GLEICHSTELLUNG IN HAMBURG. Gleichstellungspolitisches Rahmenpro-
gramm (GPR). Abgerufen von https://www.hamburg.de/re-
source/blob/195146/d6e9034bf04a4d2a5af89693fd2a0939/2023-01-17-gpr-data.pdf 
10 Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen (UN-
Behindertenrechtskonvention) – Bericht des Senats zum Stand der Umsetzung und zur Weiterent-
wicklung des Landesaktionsplans 2023. Abgerufen von https://www.hamburg.de/re-
source/blob/229128/c5f3cd53d6e3ee2363d73d78bd489d0f/senatsbericht-un-brk-data.pdf  
11 Universität Hamburg. Nachhaltigkeitsstrategie 2030. Innovating and Cooperating for a Sustainable 
Future in a Digital Age. https://www.uni-hamburg.de/nachhaltigkeit/bilder/nachhaltigkeitsstrategie.pdf 
und weitere Informationen zum Sustainability Office https://www.uni-hamburg.de/nachhaltig-
keit/sustainabilty-office.html  
12 Klimaschutzkonzepte der Hamburger Bezirke, Zugang zu den jeweiligen PDFs über 
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/bukea/themen/klima/kimaschutz-in-bezir-
ken-169500, Aufhängung z.T. in den Organigrammen der Bezirksämter ersichtlich: 
Wandsbek https://www.hamburg.de/resource/blob/924182/46bac4191323f39028c567c332476dd1/or-
ganigramm-ba-wandsbek-data.pdf  
Hamburg-Mitte https://www.hamburg.de/re-
source/blob/66738/32e156d9752e62873e1b1f1fcaa649ec/organigramm-ba-mitte-data.pdf  
Hamburg-Nord https://www.hamburg.de/re-
source/blob/71360/c886a4344dd5a24c9a644cb4251f3aba/organigramm-bezirksamt-hamburg-nord-pdf-
data.pdf  
Altona https://www.hamburg.de/resource/blob/1014408/0537836ac592e7b6bc1d8b04f57d5881/organi-
gramm-bezirksamt-altona-data.pdf Harburg https://www.hamburg.de/re-
source/blob/62374/89d0c453065a3e3dbadaab530eb9f6a8/organigramm-bezirksamt-data.pdf  
Bergedorf https://www.hamburg.de/resource/blob/55816/755cbde9ad23973d8903522bf6108b99/orga-
nigramm-ba-bergedorf-11-01-2021-do-data.pdf  
13 vgl. Tabelle 1 zur Handhabung der Querschnittsthemen, einzelne Quellen dazu weiter oben 
14 Strategie zur Anpassung Hamburgs an den Klimawandel 
15 Funktion und Aufgaben der Senatskommission für Klimaschutz und Mobilitätswende: „Die Senats-
kommission begleitet die Umsetzung des Hamburger Klimaplans und der Mobilitätswende. Sie dient dem 
regelmäßigen Austausch zwischen Senat und Bezirken zum Stand der Umsetzung, sie berät zudem u.a. zu 
inhaltlichen Schwerpunktthemen. In der Senatskommission werden Zwischenstände, Fortschritte und 
Hindernisse bei der Umsetzung des Hamburger Klimaplans vorgelegt und diskutiert, um die Erreichung 
der vereinbarten Klimaziele zu unterstützen.“, abrufbar unter https://www.hamburg.de/politik-und-verwal-
tung/behoerden/bukea/themen/klima/klimaschutz-klimaplan/senatskommission-fuer-klimaschutz-und-
mobilitaetswende--168976 
16 Integrierte Klimaschutzkonzepte und teilweise Klimaanpassungskonzepte der Bezirke und weitere 
Informationen, abrufbar unter https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/bukea/the-
men/klima/kimaschutz-in-bezirken-169500  
17 Siehe oben DIGITALSTRATEGIE FÜR HAMBURG 
18 ZUSAMMEN FÜR MEHR GLEICHSTELLUNG IN HAMBURG und Übereinkommen der Vereinten Natio-
nen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen (UN-Behindertenrechtskonvention) – Bericht 
des Senats zum Stand der Umsetzung und zur Weiterentwicklung des Landesaktionsplans 2023 
19 Kivimaa, P., Hildén, M., Huitema, D., Jordan, A., & Newig, J. (2017). Experiments in climate govern-
ance–A systematic review of research on energy and built environment transitions. Journal of Cleaner 
Production, 169, 17-29. und Eneqvist, E., & Karvonen, A. (2021). Experimental governance and urban 

https://www.hamburg.de/resource/blob/949036/4c902bd7090a09f16a600091cfc7a110/d-zweite-fortschreibung-hamburger-klimaplan-data.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/949036/4c902bd7090a09f16a600091cfc7a110/d-zweite-fortschreibung-hamburger-klimaplan-data.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/949036/4c902bd7090a09f16a600091cfc7a110/d-zweite-fortschreibung-hamburger-klimaplan-data.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/1023070/d91af265423c662f23accb68a6b712b0/d-klimaanpassungsstrategie-data.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/1023070/d91af265423c662f23accb68a6b712b0/d-klimaanpassungsstrategie-data.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/195146/d6e9034bf04a4d2a5af89693fd2a0939/2023-01-17-gpr-data.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/195146/d6e9034bf04a4d2a5af89693fd2a0939/2023-01-17-gpr-data.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/229128/c5f3cd53d6e3ee2363d73d78bd489d0f/senatsbericht-un-brk-data.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/229128/c5f3cd53d6e3ee2363d73d78bd489d0f/senatsbericht-un-brk-data.pdf
https://www.uni-hamburg.de/nachhaltigkeit/bilder/nachhaltigkeitsstrategie.pdf
https://www.uni-hamburg.de/nachhaltigkeit/sustainabilty-office.html
https://www.uni-hamburg.de/nachhaltigkeit/sustainabilty-office.html
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/bukea/themen/klima/kimaschutz-in-bezirken-169500
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/bukea/themen/klima/kimaschutz-in-bezirken-169500
https://www.hamburg.de/resource/blob/924182/46bac4191323f39028c567c332476dd1/organigramm-ba-wandsbek-data.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/924182/46bac4191323f39028c567c332476dd1/organigramm-ba-wandsbek-data.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/66738/32e156d9752e62873e1b1f1fcaa649ec/organigramm-ba-mitte-data.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/66738/32e156d9752e62873e1b1f1fcaa649ec/organigramm-ba-mitte-data.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/71360/c886a4344dd5a24c9a644cb4251f3aba/organigramm-bezirksamt-hamburg-nord-pdf-data.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/71360/c886a4344dd5a24c9a644cb4251f3aba/organigramm-bezirksamt-hamburg-nord-pdf-data.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/71360/c886a4344dd5a24c9a644cb4251f3aba/organigramm-bezirksamt-hamburg-nord-pdf-data.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/1014408/0537836ac592e7b6bc1d8b04f57d5881/organigramm-bezirksamt-altona-data.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/1014408/0537836ac592e7b6bc1d8b04f57d5881/organigramm-bezirksamt-altona-data.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/62374/89d0c453065a3e3dbadaab530eb9f6a8/organigramm-bezirksamt-data.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/62374/89d0c453065a3e3dbadaab530eb9f6a8/organigramm-bezirksamt-data.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/55816/755cbde9ad23973d8903522bf6108b99/organigramm-ba-bergedorf-11-01-2021-do-data.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/55816/755cbde9ad23973d8903522bf6108b99/organigramm-ba-bergedorf-11-01-2021-do-data.pdf
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/bukea/themen/klima/klimaschutz-klimaplan/senatskommission-fuer-klimaschutz-und-mobilitaetswende--168976
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/bukea/themen/klima/klimaschutz-klimaplan/senatskommission-fuer-klimaschutz-und-mobilitaetswende--168976
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/bukea/themen/klima/klimaschutz-klimaplan/senatskommission-fuer-klimaschutz-und-mobilitaetswende--168976
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/bukea/themen/klima/kimaschutz-in-bezirken-169500
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/bukea/themen/klima/kimaschutz-in-bezirken-169500


 

 49 

 
planning futures: five strategic functions for municipalities in local innovation. Urban Planning, 6(1), 
183-194. 
20 Kampfmann, T., Bernert, P., Lang, D. J., & Drautz, S. (2024). Governance for urban sustainability 
through real-world experimentation–Introducing an evaluation framework for transformative re-
search involving public actors. Cities, 153, 105301. 
21 Ehnert, F. (2023). Review of research into urban experimentation in the fields of sustainability tran-
sitions and environmental governance. European Planning Studies, 31(1), 76-102. 
22 Siehe oben Kampfmann, T., Bernert, P., Lang, D. J., & Drautz, S. (2024). 
23 Gartlinger, I., & Gualini, E. (2025). Climate governance experiments: current practices and their 
meta-governance embedding in Berlin’s solar energy transition. European Planning Studies, 33(5), 
680-698. und Bundesministerium für Wirtschaft und Energie. Reallabore – Testräume für Innovation 
und Regulierung. Abgerufen von https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Dos-
sier/reallabore-testraeume-fuer-innovation-und-regulierung.html  
24 Ehnert, F. (2023). Review of research into urban experimentation in the fields of sustainability tran-
sitions and environmental governance. European Planning Studies, 31(1), 76-102. 
25 Pilotprojekt für Verkehrsberuhigung „Ottensen macht Platz“. Abgerufen von https://www.ham-
burg.de/politik-und-verwaltung/bezirke/altona/themen/verkehr/freiraumottensen/ottensen-macht-platz-
53136  
26 Berestetska, A, Gaffron, P. & Gantert, M. Evaluation des temporären Flanierquartiers ‚Ottensen 
macht Platz ‘in Hamburg-Altona.EVALUATION des temporären Flanierquartiers ‚Ottensen macht 
Platz‘ in Hamburg-Altona. Abgerufen von https://tore.tuhh.de/bitstream/11420/10428.2/3/Evalua-
tion%2520Ottensen%2520macht%2520Platz.pdf&ved=2ahUKEwiXlt-
CChraUAxVxB9sEHXTFBTkQFnoECA0QAQ&usg=AOvVaw33GzKowKWhqi5gOvmfIHhs  
27 NDR. Baustart für autoarmen Stadtteilkern in Ottensen. Abgerufen unter https://www.ndr.de/nach-
richten/hamburg/baustart-fuer-autoarmen-stadtteilkern-in-ottensen,freiraum-ottensen-100.html  
28 RealLabHH – Reallabor Digitale Mobilität. https://www.bmv.de/SharedDocs/DE/Artikel/StV/AVF-pro-
jekte/reallabhh.html und Schlussbericht des Verbundes. Abgerufen unter 
https://doi.org/10.2314/KXP:187037794X  
29 Doughnut Economics Action Lab (DEAL). What is the Doughnut? Abgerufen von https://doug-
hnuteconomics.org/doughnut  
30 Doughnut Economics Action Lab (DEAL) with Biomimicry 3.8, C40 Cities and Circle Economy – 
through the Thriving Cities Initiative. Creating City Portraits. A methodological guide from The Thriv-
ing Cities Initiative. Abgerufen von https://doughnuteconomics.org/Creating-City-Portraits-Methodo-
logy.pdf  
31 Recordon, J., Gilloots, C., Brunner, D., & Fragnière, A. (2025). The Doughnut framework: From the-
ory to local applications in Switzerland—literature review & practical lessons. Journal of Cleaner Pro-
duction, 505, 145440. Abgerufen von https://www.sciencedirect.com/science/arti-
cle/pii/S0959652625007905  
32 Grcheva, Leonora and Vianello, Michele (2025). Doughnut Economics in Local Governments: An 
Overview of Emerging Practice. Journal of City Climate Policy and Economy 2025 4:2, 258-299. Abgeru-
fen von https://utppublishing.com/doi/10.3138/jccpe-2025-0002 
33 Doughnut Economics Action Lab (DEAL). Cities & Regions - Let's get started. Pathways for local 
and regional governments to engage with Doughnut Economics as a tool for transformative action. 
Abgerufen von https://drive.google.com/file/d/1g_S5_f-wnTaXlnSIgi9SmBpFmf0lxmEn/view 
34 Grcheva, Leonora and Vianello, Michele (2025). Doughnut Economics in Local Governments: An 
Overview of Emerging Practice. Journal of City Climate Policy and Economy 2025 4:2, 258-299. Abgeru-
fen von https://utppublishing.com/doi/10.3138/jccpe-2025-0002  
35 PD – Berater der öffentlichen Hand GmbH (2022). PD Impulse – Doughnut Economics as a Strategic 
Compass: How municipal strategists can use doughnut economics for impact-oriented 

https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Dossier/reallabore-testraeume-fuer-innovation-und-regulierung.html
https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Dossier/reallabore-testraeume-fuer-innovation-und-regulierung.html
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/bezirke/altona/themen/verkehr/freiraumottensen/ottensen-macht-platz-53136
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/bezirke/altona/themen/verkehr/freiraumottensen/ottensen-macht-platz-53136
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/bezirke/altona/themen/verkehr/freiraumottensen/ottensen-macht-platz-53136
https://tore.tuhh.de/bitstream/11420/10428.2/3/Evaluation%2520Ottensen%2520macht%2520Platz.pdf&ved=2ahUKEwiXltCChraUAxVxB9sEHXTFBTkQFnoECA0QAQ&usg=AOvVaw33GzKowKWhqi5gOvmfIHhs
https://tore.tuhh.de/bitstream/11420/10428.2/3/Evaluation%2520Ottensen%2520macht%2520Platz.pdf&ved=2ahUKEwiXltCChraUAxVxB9sEHXTFBTkQFnoECA0QAQ&usg=AOvVaw33GzKowKWhqi5gOvmfIHhs
https://tore.tuhh.de/bitstream/11420/10428.2/3/Evaluation%2520Ottensen%2520macht%2520Platz.pdf&ved=2ahUKEwiXltCChraUAxVxB9sEHXTFBTkQFnoECA0QAQ&usg=AOvVaw33GzKowKWhqi5gOvmfIHhs
https://www.ndr.de/nachrichten/hamburg/baustart-fuer-autoarmen-stadtteilkern-in-ottensen,freiraum-ottensen-100.html
https://www.ndr.de/nachrichten/hamburg/baustart-fuer-autoarmen-stadtteilkern-in-ottensen,freiraum-ottensen-100.html
https://www.bmv.de/SharedDocs/DE/Artikel/StV/AVF-projekte/reallabhh.html
https://www.bmv.de/SharedDocs/DE/Artikel/StV/AVF-projekte/reallabhh.html
https://doi.org/10.2314/KXP:187037794X
https://doughnuteconomics.org/doughnut
https://doughnuteconomics.org/doughnut
https://doughnuteconomics.org/Creating-City-Portraits-Methodology.pdf
https://doughnuteconomics.org/Creating-City-Portraits-Methodology.pdf
https://www.sciencedirect.com/science/article/pii/S0959652625007905
https://www.sciencedirect.com/science/article/pii/S0959652625007905
https://utppublishing.com/doi/10.3138/jccpe-2025-0002
https://drive.google.com/file/d/1g_S5_f-wnTaXlnSIgi9SmBpFmf0lxmEn/view
https://utppublishing.com/doi/10.3138/jccpe-2025-0002


 

 50 

 
transformation. Abgerufen von https://www.pd-g.de/assets/PD-Impulse/220811_PD-Impulse_Doug-
hnut_Economics__English.pdf 
36 Cornwall Council. Assessing the impact of our decisions. Cornwall Development and Decision 
Wheel. Abgerufen von https://www.cornwall.gov.uk/people-and-communities/equality-and-diversity/as-
sessing-the-impact-of-our-decisions/  
37 Doughnut Economics Action Lab (DEAL). Cities & Regions - Let's get started. Pathways for local 
and regional governments to engage with Doughnut Economics as a tool for transformative action. 
38 Københavns Kommun. Københavns Doughnut 2023. Abgerufen von https://www.kk.dk/sites/default/fi-
les/2023-08/Københavns%20Doughnut%202023.pdf  
39 Københavns Kommun. Københavns Doughnut 2025. Abgerufen von https://www.kk.dk/sites/default/fi-
les/2025-08/Koebenhavns_Doughnut_2025-ua.pdf  
40 (ebd.) 
41 Amsterdam. Omgevingsvisie Amsterdam 2050. Actualisatie 2025. Een menselijke metropool. Abge-
rufen von https://open.amsterdam/woo-zoeken/detail/6be44de0-11f8-4bf5-bf8a-4cf2356edfb4 und Ams-
terdam Circular 2020-2025 Strategy. Abgerufen von https://assets.amsterdam.nl/publish/pa-
ges/1080901/amsterdam-circular-2020-2025_strategy_1.pdf  
42 Amsterdam. Our City of Tomorrow. A sustainable future for the City of Amsterdam. Abgerufen von 
https://assets.amsterdam.nl/publish/pages/867626/23207_our_city_of_tomorrow_wcag_004_.pdf, Im-
plementation Agenda for a Circular Amsterdam 2023-2026. Abgerufen von https://assets.amster-
dam.nl/publish/pages/1080901/implementation-agenda-circular_1_.pdf und The Circular Economy 
Monitor: An Outline. Abgerufen von https://onderzoek.amsterdam.nl/publicatie/the-circular-economy-
monitor-an-outline  
43 Bundesregierung. Nachhaltigkeitsstrategie für Deutschland. Kapitel C. Hebel. I. Governance. Ab-
gerufen von https://www.bundesregierung.de/re-
source/blob/975228/2335292/3962877378d74837d4f4c611749b6172/2025-05-13-dns-2025-data.pdf  

und Global Policy Forum. Halbzeitbilanz der Agenda 2030. Die globalen Nachhaltigkeitsziele auf dem 
Prüfstand. Abbildung auf S.23 „Geflecht deutscher Nachhaltigkeitsinstitutionen“. Abgerufen von 
https://www.globalpolicy.org/sites/default/files/download/Halbzeitbi-
lanz%20der%20Agenda%202030.pdf  
44 Bundesregierung. Nachhaltigkeit für ein modernes und zukunftsfähiges Deutschland. Drucksache 
21/2696. Abgerufen von https://dserver.bundestag.de/btd/21/026/2102696.pdf  
45 Bundesregierung. Weitere Maßnahmen zur Erreichung der Ziele der Deutschen Nachhaltigkeits-
strategie. Abgerufen von https://www.bundesregierung.de/re-
source/blob/975274/2204198/85d918c4d1b9dfa445bf8e9f713df488/2023-07-24-off-track-indikatoren-
bericht-data.pdf?download=1  
46 Bundestag. Was sind Bürgerräte?. Abgerufen von https://www.bundestag.de/webarchiv/Ausschu-
esse/ausschuesse20/weitere_gremien/buergerraete/artikel-inhalt-943198 und Oppold, Daniel. Bürgerräte 
in Theorie und Praxis. APuZ – Aus Politik und Zeitgeschichte. Abgerufen von https://www.bpb.de/shop/zeit-
schriften/apuz/demokratie-jenseits-von-wahlen-2024/552910/buergerraete-in-theorie-und-praxis/  
47 Hamburg Digital. Internationales Städtenetzwerk OGP Local: Hamburgs Beitrag für mehr Daten-
transparenz. Abgerufen von https://digital.hamburg.de/digitale-stadt/internationales-staedtenetzwerk-
ogp-local-644710  
48 Marc Gnädinger, Oliver Peters (2023): Kommunaler Nachhaltigkeitshaushalt. SDG-orientierte Pro-
dukte im Rahmen des kommunalen Nachhaltigkeitsmanagements. Analysen + Konzepte, Ausgabe 2 | 
2023. Hrsg. Bertelsmann Stiftung. 2023. Abgerufen von https://www.bertelsmann-stiftung.de/filead-
min/files/Projekte/Monitor_Nachhaltige_Kommune/A_K_KomNachhaltigkeitshaush_2023_final.pdf  
49 Assmann, Dirk, Jasmin Honold, Busso Grabow und Jochen Roose. SDG-Indikatoren für Kommu-
nen. Indikatoren zur Abbildung der Sustainable Development Goals der Vereinten Nationen in deut-
schen Kommunen. Hrsg. Bertelsmann Stiftung, Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung, 

Deutscher Landkreistag, Deutscher Städtetag, Deutscher Städte- und Gemeindebund, Deutsches 

https://www.pd-g.de/assets/PD-Impulse/220811_PD-Impulse_Doughnut_Economics__English.pdf
https://www.pd-g.de/assets/PD-Impulse/220811_PD-Impulse_Doughnut_Economics__English.pdf
https://www.cornwall.gov.uk/people-and-communities/equality-and-diversity/assessing-the-impact-of-our-decisions/
https://www.cornwall.gov.uk/people-and-communities/equality-and-diversity/assessing-the-impact-of-our-decisions/
https://www.kk.dk/sites/default/files/2023-08/Københavns%20Doughnut%202023.pdf
https://www.kk.dk/sites/default/files/2023-08/Københavns%20Doughnut%202023.pdf
https://www.kk.dk/sites/default/files/2025-08/Koebenhavns_Doughnut_2025-ua.pdf
https://www.kk.dk/sites/default/files/2025-08/Koebenhavns_Doughnut_2025-ua.pdf
https://open.amsterdam/woo-zoeken/detail/6be44de0-11f8-4bf5-bf8a-4cf2356edfb4
https://assets.amsterdam.nl/publish/pages/1080901/amsterdam-circular-2020-2025_strategy_1.pdf
https://assets.amsterdam.nl/publish/pages/1080901/amsterdam-circular-2020-2025_strategy_1.pdf
https://assets.amsterdam.nl/publish/pages/867626/23207_our_city_of_tomorrow_wcag_004_.pdf
https://assets.amsterdam.nl/publish/pages/1080901/implementation-agenda-circular_1_.pdf
https://assets.amsterdam.nl/publish/pages/1080901/implementation-agenda-circular_1_.pdf
https://onderzoek.amsterdam.nl/publicatie/the-circular-economy-monitor-an-outline
https://onderzoek.amsterdam.nl/publicatie/the-circular-economy-monitor-an-outline
https://www.bundesregierung.de/resource/blob/975228/2335292/3962877378d74837d4f4c611749b6172/2025-05-13-dns-2025-data.pdf
https://www.bundesregierung.de/resource/blob/975228/2335292/3962877378d74837d4f4c611749b6172/2025-05-13-dns-2025-data.pdf
https://www.globalpolicy.org/sites/default/files/download/Halbzeitbilanz%20der%20Agenda%202030.pdf
https://www.globalpolicy.org/sites/default/files/download/Halbzeitbilanz%20der%20Agenda%202030.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/21/026/2102696.pdf
https://www.bundesregierung.de/resource/blob/975274/2204198/85d918c4d1b9dfa445bf8e9f713df488/2023-07-24-off-track-indikatorenbericht-data.pdf?download=1
https://www.bundesregierung.de/resource/blob/975274/2204198/85d918c4d1b9dfa445bf8e9f713df488/2023-07-24-off-track-indikatorenbericht-data.pdf?download=1
https://www.bundesregierung.de/resource/blob/975274/2204198/85d918c4d1b9dfa445bf8e9f713df488/2023-07-24-off-track-indikatorenbericht-data.pdf?download=1
https://www.bundestag.de/webarchiv/Ausschuesse/ausschuesse20/weitere_gremien/buergerraete/artikel-inhalt-943198
https://www.bundestag.de/webarchiv/Ausschuesse/ausschuesse20/weitere_gremien/buergerraete/artikel-inhalt-943198
https://www.bpb.de/shop/zeitschriften/apuz/demokratie-jenseits-von-wahlen-2024/552910/buergerraete-in-theorie-und-praxis/
https://www.bpb.de/shop/zeitschriften/apuz/demokratie-jenseits-von-wahlen-2024/552910/buergerraete-in-theorie-und-praxis/
https://digital.hamburg.de/digitale-stadt/internationales-staedtenetzwerk-ogp-local-644710
https://digital.hamburg.de/digitale-stadt/internationales-staedtenetzwerk-ogp-local-644710
https://www.bertelsmann-stiftung.de/fileadmin/files/Projekte/Monitor_Nachhaltige_Kommune/A_K_KomNachhaltigkeitshaush_2023_final.pdf
https://www.bertelsmann-stiftung.de/fileadmin/files/Projekte/Monitor_Nachhaltige_Kommune/A_K_KomNachhaltigkeitshaush_2023_final.pdf


 

 51 

 
Institut für Urbanistik, Engagement Global. Gütersloh 2018. Abrufbar von https://www.bertelsmann-stif-
tung.de/fileadmin/files/Projekte/Monitor_Nachhaltige_Kommune/SDG-Indikatoren_fuer_Kommunen_fi-
nal.pdf und https://sdg-portal.de/de/  
50 HAMBURGER STEUERUNGSMODELL HAMBURG RICHTIG STEUERN. Abgerufen von 
https://www.hamburg.de/resource/blob/261776/be84b0242368cf6581990615673e4976/hamburger-
steuerungsmodell-data.pdf  
51 Gleichstellungswirksame Haushaltssteuerung. Abgerufen von https://www.hamburg.de/politik-und-
verwaltung/behoerden/finanzbehoerde/themen/haushalt/gleichstellungswirksame-haushaltssteuerung-
624016 und BERICHT ÜBER DIE GLEICHSTELLUNGSWIRKSAMEN HAUSHALTSPLANZIELE UND -KENN-
ZAHLEN 2024. https://www.hamburg.de/re-
source/blob/1024166/a3ea3bb5a78950d31578a3d4d469c97b/bericht-ueber-die-gleichstellungswirksa-
men-haushaltsplanziele-und-kennzahlen-2024-data.pdf  
52 Hamburger Doppelhaushalt 2025/2026. Die SDG-Zuordnung findet sich in den Einzelplänen. Abrufbar 
unter https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/finanzbehoerde/themen/haus-
halt/doppelhaushalt-2025-2026-1024970  
53 HAMBURGER FINANZBERICHT. Allgemeiner Vorbericht zum Haushaltsplan-Entwurf 2025/2026. 
Mittelfristiger Finanzplan 2024–2028. https://www.hamburg.de/re-
source/blob/952314/126b2aef0f97833c617530496ecbcd7d/25-26-finanzbericht-2025-2026-data.pdf  
54 Geschäftsbericht der Freien und Hansestadt Hamburg 2024 HAMBURG ZIEHT BILANZ S. 19 SDG 
Kennzahlen https://www.hamburg.de/resource/blob/1097668/62a7443123e-
beb1b38849ce01a5df6c1/dl-geschaeftsbericht-2024-data.pdf  
55 Haushaltsordnung der Freien und Hansestadt Hamburg (Landeshaushaltsordnung - LHO) Vom 17. 
Dezember 2013 https://www.landesrecht-hamburg.de/bsha/document/jlr-HOHA2014V7P1 
56 Siehe oben Hamburger Steuerungsmodell 
57 HAMBURG VEREINT. MIT HERZ UND VERSTAND. Koalitionsvertrag über die Zusammenarbeit in der 
23. Legislaturperiode der Hamburgischen Bürgerschaft zwischen der SPD, Landesorganisation Ham-
burg und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Landesverband Hamburg. https://www.hamburg.de/re-
source/blob/1055734/78e4cf401ff08471bf819b55f165e93d/d-koalitionsvertrag-data.pdf  
58 Paris Demain 2023. Sustainable Development Report. „The Participatory Budget“. Abgerufen von 
https://cdn.paris.fr/paris/2024/09/19/sustainable_development_annual_report_2023-kMOv.pdf  
59 Københavns Kommun. City Government 2022 – 2025 https://international.kk.dk/sites/de-
fault/files/2023-07/ByensStyre2022_GB_07-a.pdf 
60 Københavns Kommun. Klimastrategi 2035. Abgerufen von https://www.kk.dk/sites/default/files/2026-
04/Klimastrategi_Redesign26_web.pdf  
61 Amsterdam. Our City of Tomorrow. A sustainable future for the City of Amsterdam. Abgerufen von 
https://assets.amsterdam.nl/publish/pages/867626/23207_our_city_of_tomorrow_wcag_004_.pdf  
62 Amsterdam. Progress report. Our city of tomorrow. Abgerufen von https://assets.amsterdam.nl/pub-
lish/pages/867626/our_city_of_tomorrow_update-progressreport.pdf  
63 Siehe oben Amsterdam. Our City of Tomorrow. A sustainable future for the City of Amsterdam. 
64 PARIS CLIMATE ACTION PLAN 2024-2030. Faster, more local, fairer. Abgerufen von https://cdn.pa-
ris.fr/paris/2025/06/25/plan-climat-en-9E8O.pdf und Mission Capitale. „Climat, transition écologique, 
Paris fait face!“. Abgerufen von https://missioncapitale.paris.fr/n78-dossier/cimat-transition-ecologique-
paris-fait-face  

https://www.bertelsmann-stiftung.de/fileadmin/files/Projekte/Monitor_Nachhaltige_Kommune/SDG-Indikatoren_fuer_Kommunen_final.pdf
https://www.bertelsmann-stiftung.de/fileadmin/files/Projekte/Monitor_Nachhaltige_Kommune/SDG-Indikatoren_fuer_Kommunen_final.pdf
https://www.bertelsmann-stiftung.de/fileadmin/files/Projekte/Monitor_Nachhaltige_Kommune/SDG-Indikatoren_fuer_Kommunen_final.pdf
https://sdg-portal.de/de/
https://www.hamburg.de/resource/blob/261776/be84b0242368cf6581990615673e4976/hamburger-steuerungsmodell-data.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/261776/be84b0242368cf6581990615673e4976/hamburger-steuerungsmodell-data.pdf
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/finanzbehoerde/themen/haushalt/gleichstellungswirksame-haushaltssteuerung-624016
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/finanzbehoerde/themen/haushalt/gleichstellungswirksame-haushaltssteuerung-624016
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/finanzbehoerde/themen/haushalt/gleichstellungswirksame-haushaltssteuerung-624016
https://www.hamburg.de/resource/blob/1024166/a3ea3bb5a78950d31578a3d4d469c97b/bericht-ueber-die-gleichstellungswirksamen-haushaltsplanziele-und-kennzahlen-2024-data.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/1024166/a3ea3bb5a78950d31578a3d4d469c97b/bericht-ueber-die-gleichstellungswirksamen-haushaltsplanziele-und-kennzahlen-2024-data.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/1024166/a3ea3bb5a78950d31578a3d4d469c97b/bericht-ueber-die-gleichstellungswirksamen-haushaltsplanziele-und-kennzahlen-2024-data.pdf
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/finanzbehoerde/themen/haushalt/doppelhaushalt-2025-2026-1024970
https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/finanzbehoerde/themen/haushalt/doppelhaushalt-2025-2026-1024970
https://www.hamburg.de/resource/blob/952314/126b2aef0f97833c617530496ecbcd7d/25-26-finanzbericht-2025-2026-data.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/952314/126b2aef0f97833c617530496ecbcd7d/25-26-finanzbericht-2025-2026-data.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/1097668/62a7443123ebeb1b38849ce01a5df6c1/dl-geschaeftsbericht-2024-data.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/1097668/62a7443123ebeb1b38849ce01a5df6c1/dl-geschaeftsbericht-2024-data.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/1055734/78e4cf401ff08471bf819b55f165e93d/d-koalitionsvertrag-data.pdf
https://www.hamburg.de/resource/blob/1055734/78e4cf401ff08471bf819b55f165e93d/d-koalitionsvertrag-data.pdf
https://cdn.paris.fr/paris/2024/09/19/sustainable_development_annual_report_2023-kMOv.pdf
https://international.kk.dk/sites/default/files/2023-07/ByensStyre2022_GB_07-a.pdf
https://international.kk.dk/sites/default/files/2023-07/ByensStyre2022_GB_07-a.pdf
https://www.kk.dk/sites/default/files/2026-04/Klimastrategi_Redesign26_web.pdf
https://www.kk.dk/sites/default/files/2026-04/Klimastrategi_Redesign26_web.pdf
https://assets.amsterdam.nl/publish/pages/867626/23207_our_city_of_tomorrow_wcag_004_.pdf
https://assets.amsterdam.nl/publish/pages/867626/our_city_of_tomorrow_update-progressreport.pdf
https://assets.amsterdam.nl/publish/pages/867626/our_city_of_tomorrow_update-progressreport.pdf
https://cdn.paris.fr/paris/2025/06/25/plan-climat-en-9E8O.pdf
https://cdn.paris.fr/paris/2025/06/25/plan-climat-en-9E8O.pdf
https://missioncapitale.paris.fr/n78-dossier/cimat-transition-ecologique-paris-fait-face
https://missioncapitale.paris.fr/n78-dossier/cimat-transition-ecologique-paris-fait-face

	Gefördert von:
	Konzeptpapier: Wirksame Governance-Strukturen
	für die erfolgreiche Implementierung der Nachhaltigkeitsstrategie für die Freie und Hansestadt Hamburg
	Sebastian Wüst, Tanja Ferkau, Niklas Schulz IMPCT for Change GmbH



